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1.  Abschnitt. 

Das  System  der  direkten  städtischen  Steuern  vor 

Einführung  der  Akzise. 

Die  Kurmärkischen  Steuern  waren  ständische  Re- 
partitionssteuern. Es  wurde  zunächst  die  vom  ganzen 
Lande  aufzubringende  Summe  festgesetzt  und  dann  die 
Verteilung  auf  die  Steuerpflichtigen  nach  bestimmten 
Zahlenverhältnissen  vorgenommen.  Das  Steuererhe- 
bungsrecht stand  nicht  unmittelbar  dem  Kurfürsten  zu, 
sondern  die  Stände,  die  die  Abgaben  bewilligen  mußten, 
hatten  auch  für  ihre  Beitreibung  und  Verwaltung  zu 
sorgen. 

Die  Verteilung  der  Steuersummen  innerhalb  der 
Stände  erfolgte  nach  genau  fixierten  Quotisationsprin- 
zipien.  Die  oberste  Repartition  war  durch  den  Land- 
tagsrevers von  1472  geregelt  ^).  Von  allen  Landeslasten, 
besonders  den  Steuern,  die  zur  Verzinsung  und  Amor- 
tisation der  von  den  Landständen  übernommenen  Kur- 
fürstlichen Schulden  bestimmt  waren,  hatten  die  Imme- 

diatstädte  zwei  Drittel,  das  platte  Land,  einschließlich 

% 

der  Mediatstädte,  ein  Drittel  aufzubringen.  Außer- 
ordentliche Reichs-,  vornehmlich  Türkensteuern,  mußten 

1)  P.  G.  Wöhner,  Steuerverfassung  des  platten  Landes  der 
Kurmark  Brandenburg.  Berlin  1804/05.  I.  S.  9. 
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dagegen  nach  dem  Vergleich  des  Jahres  1594’)  von 
beiden  Stände-Korporationen  zu  gleichen  Teilen  getragen 
werden. 

Zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  machten  die  Kriegs- 
wirren neue  Auflagen  für  Heereszwecke  erforderlich, 
die  bis  zum  Jahre  1625  nach  den  alten  für  die  Landes- 
steuern üblichen  Grundsätzen  aufgebracht  wurden.  Von 
den  an  Kaiserliche  und  Schweden  zu  zahlenden  Kontri- 
butionen hatten  dagegen  während  der  Jahre  1625 — 1637 
die  Städte  nur  die  Hälfte  zu  tragen ; denn  die 
Ursache  dieser  Auflagen  war  ja  die  gleiche  wie  bei  den 
Türkensteuern.  Aber  im  Jahre  1638  setzte  die  Ritter- 
schaft beim  Grafen  Schwartzenberg  durch,  daß  auch 
bei  Aufbringung  dieser  Kontributionen  die  Städte  wieder 
mit  zwei  Dritteln  belastet  wurden  % Nach  unendlich 
vielen  Streitigkeiten  wurde  dann  endlich  durch  den 
Quotisationsrezeß  vom  8.  Juli  1643^),  besonders  durch 
das  mutige  Eintreten  des  jungen  Kurfürsten  für  die 
Städte,  eine  dauernde  Einigung  zwischen  den  beiden 
Ständen  herbeigeführt.  Seit  dieser  Zeit  hatten  die  Städte 
sieben  Zwölftel,  die  Ritterschaft  fünf  Zwölftel  aller 
Reichs-,  Kreis-  und  Kriegssteuern  aufzubringen. 

Innerhalb  des  Städtekorpus  unterschied  man  seit 
1567  wieder  zwei  Einheiten,  unter  welche  die  gesamte 
Quote  repartiert  werden  mußte.  Die  13  Immediatstädte 
der  Altmark  und  Prignitz  hatten  in  ihre  besondere  Kasse 
zu  Stendal  zwei  Fünftel,  die  27  Immediatstädte  der 
Mittel-  und  Uckermark  in  die  Städtekasse  zu  Berlin 


1)  Wöhner  a.  a.  O.  111.  Nr.  15. 

(2  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S.  42. 
3)  Wöhner  111.  Nr.  26. 
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drei  Fünftel  zu  zahlen  ’).  Die  Einkünfte  der  drei  zur 
Grafschaft  Ruppin  gehörigen  Städte  wurden  merkwür- 
digerweise geteilt;  jede  der  beiden  Kassen  erhielt  die 
Hälfte. 

Von  Auflagen,  die  die  Neumark  mit  den  beiden 
anderen  Korporationen  gemeinsam  zu  repartieren  hatte, 
mußte  sie  20®/o,  die  Mittelmark,  Uckermark  und  halbe 
Grafschaft  Ruppin  48  > und  die  Altmark,  Prignitz  und 
halb  Ruppin  32  % beitragen  ^). 

Jede  städtische  Korporation  hatte  endlich,  ebenfalls 
nach  feststehenden  Verhältniszahlen,  die  letzte  Repar- 
tition  zwischen  den  in  ihrem  Bezirke  liegenden  Imme- 
diatstädten  vorzunehmen. 

Die  Steuererhebung  und  -Verwaltung  war  Sache 
des  Magistrats  einer  jeden  Stadt,  der  verpflichtet  war 
die  Quote  seines  Ortes  richtig  beizutreiben  und  an  die 
Städtekasse  abzuliefern. 

Als  unmittelbare  Folge  dieses  ganzen  Systems  ergab 
sich  nun  mit  Notwendigkeit  die  Forderung  einer  Steuer, 
deren  Ertrag  keinen  Schwankungen  unterworfen  war. 
Es  kam  also  als  Steuer-Objekt  vor  allen  Dingen  das 
unbewegliche  Vermögen  der  Bürger  in  Betracht,  Häuser 
und  Ländereien.  Die  von  diesen  Gegenständen  erhobene 
Abgabe  war  die  älteste,  sie  führte  den  Namen  Pfund- 
oder Gründschoß.  Erst  als  diese  Steuer  nicht  mehr 
den  ganzen  Bedarf  deckte,  kam  der  Vorschoß  hinzu. 
Ihn  hatten  Besitzer  von  Häusern,  Äckern,  Gärten,  Wiesen 
von  ihrer  »Nahrung«  und  von  den  auf  ihren  Grund- 
stücken betriebenen  Gewerben  zu  entrichten.  Diese 
Steuer  haftete  jedoch  fest  an  den  Häusern  und  Lände- 

U Wöhner  I.  S.  23-25  III.  Nr.  30  und  46. 

2j  Meinardus,  Protokolle  des  Geh.  Rats  I.  S.  31 7 ff. 
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reien,  wechselte  nicht  mit  den  Besitzern.  Sie  stand  in 
einem  bestimmten  Verhältnis  zum  Pfundschoß  und 
wurde  zugleich  mit  diesem  erhoben  ^). 

Diese  Grund-  und  Gebäudesteuern  waren  ursprüng- 
lich nur  für  ständische  und  kommunale  Zwecke  be- 
stimmt. Die  seit  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  erhobenen 
Kontributionen  trugen  nur  einen  neuen  Namen;  man 
hatte  für  sie  keine  neuen  Steuerquellen  eröffnet,  son- 
dern suchte  die  erforderlichen  Summen  als  Zuschlag 
zu  den  Schößen  von  den  alten  Steuerobjekten  heraus- 
zupressen. 

Die  Steuerverteilung  auf  die  einzelnen  Grundstücke 
erfolgte,  ebenso  wie  die  obere  Repartition,  nach  be- 
stimmten Quotisationsprinzipien.  Als  Steuereinheit  haf- 
tete auf  jedem  Grundstück  eine  nach  seinem  ursprüng- 
lichen Ertrage  fixierte  Anzahl  der  alten  Rechnungs- 
münzen — Pfunde,  später  Schocke  Groschen  — als  Steuer- 
kapital ^).  Der  Steuerfuß,  die  von  den  Schocken  zu 
erhebende  Anzahl  Pfennige,  wurde  dann  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  gemäß  der  Größe  der  Städtequote  vom 
Magistrate  festgesetzt  % 

Die  Schäden  dieses  Steuersystems  leuchten  auf 
den  ersten  Blick  ein.  Sollen  Ungerechtigkeiten  und 
Ungleichheiten  verhütet  werden,  so  müssen  die  Quoti- 
sationsbestimmungen  und  die  Steuerkataster  einer  gründ- 
lichen Kontrolle  und  periodischen  Änderung  unterworfen 

1)  Mylius,  Corpus  Const.  March.  IV.  III.  1.  49.  Meinardus, 
Protokolle  II.  S.  462/63.  v.  Thile,  Nachricht  von  der  Kurmär- 
kischen Kontributions-  und  Schoß-Einrichtung.  1768.  S.  562. 

2)  Daher  die  Bezeichnung  der  Steuer  als  Pfundschoß,  v.  Thile. 
S.  562. 

3)  Schimmelfennig,  Die  preuß.  direkten  Steuern.  S.  799. 
Mylius,  C.  Const.  March.  IV.  111.  3—4. 


werden,  alles  muß  in  fortwährendem  Flusse  bleiben, 
da  die  Gefahr  völliger  Erstarrung  sehr  nahe  liegt.  Wie 
aber  war  die  neue  Steuerverwaltung  in  der  alten  Kurmark 
beschaffen!  Hier  war  keine  Spur  von  Beweglichkeit. 
Die  in  alten  Zeiten  zur  Aufbringung  der  landesherr- 
lichen Beeden  und  Rauchfangsgelder  angelegten  Steuer- 
kataster, wahrscheinlich  nicht  nach  der  Größe  und  Er- 
tragfähigkeit des  Hauses,  sondern  nach  dem  Vermögen 
des  damaligen  Inhabers  bestimmt  ^),  mußten,  trotz  völlig 
veränderter  Besitzverhältnisse,  der  Steuererhebung  immer 
wieder  zur  Grundlage  dienen. 

Wenn  die  Quotisationsbestimmungen  mit  ihren  ab- 
gerundeten Verhältniszahlen  schon  bei  ihrer  Anlage 
starke  Ungleichheiten  ergeben  mußten,  so  entstanden 
bei  ihrer  völligen  Stabilität  allmählich  die  größten  Unge- 
rechtigkeiten. So  hat  z.  B.  im  Jahre  1625  die  Altstadt 
Brandenburg  nur  etwa  zwei  Drittel  der  Einwohner  von 
Treuenbrietzen,  muß  aber  eine  Steuerquote  aufbringen, 
die  die  von  Treuenbrietzen  um  etwa  zwei  Drittel  über- 
trifft 2). 

Einer  der  obersten  Besteuerungsgrundsätze  ist  die 
Allgemeinheit  der  Steuer.  Auch  davon  war  natürlich 
keine  Rede  in  diesem  alten  ständischen  Staate  mit  allen 
seinen  Privilegien  und  Exemtionen.  Wie  die  adligen 
Herren  auf  dem  Lande  die  ganze  Steuerlast  auf  ihre 
armen  geplagten  Bauern  abwälzten,  so  wußten  auch 

1)  V.  Beguelin,  Historische  Darstellung  der  Akzise-  und  Zoll- 
verfassung in  den  preußischen  Staaten.  Berlin  1797.  S.  62. 

2)  Nach  der  Städtetabelle  bei  Meinardus,  Protokolle  III  hat 
1625  Altstadt  Brandenburg  365,  Treuenbrietzen  500  Bürger.  Die 
Steuerquote  beider  Städte  beträgt  nach  Wöhner  III  Nr.  30  für 
Altstadt  Brandenburg  51  Thlr.  13  gr.  5 pf.,  für  Treuenbrietzen 
37  Thlr.  6 gr.  3 pf.  für  je  1000  Thlr. 
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in  den  Städten  die  regierenden  Magistrate  sich  und 
ihre  Sippe  der  Steuerpflicht  zu  entziehen.  Selbstver- 
ständlich waren  auch  die  in  den  Städten  lebenden 
Adligen  von  jeder  Steuer  eximiert.  Kurfürstliche  Be- 
diente und  Beamte  zahlten  keinen  Pfennig  zu  den  allge- 
meinen Lasten.  Küster,  »Prediger,  Schul-Kollegen  und 
andere  miserabiles  personae«  *)  waren  ebenfalls  völlig 
befreit.  Außerdem  gab  es  noch  sogenannte  Freihäuser, 
die  vom  Kurfürsten  mit  dem  Privilegium  der  Steuer- 
freiheit begnadet  waren.  Diese  Vergünstigung,  die 
doch  dem  ursprünglichen  Inhaber  für  irgend  ein  per- 
sönliches Verdienst  erteilt  war,  blieb  auch  nach  Besitz- 
veränderungen für  ewige  Zeiten  an  dem  Hause  haften. 
Endlich  zahlten  in  manchen  Städten  ganze  Stadtteile, 
sogenannte  Freiheiten,  keine  Abgaben.  Nach  einer 
amtlichen  Statistik  genossen  im  Jahre  1636  in  Berlin 
von  845  Feuerstellen  60  von  kurfürstlichen  Beamten 
und  13  von  Ratsmitgliedern  bewohnte  Häuser  Steuer- 
freiheit ^). 

So  war  die  Lage  vor  Ausbruch  des  großen  Krieges. 
Überall  Ungleichheiten  und  Ungerechtigkeiten,  die  ganze 
Last  auf  wenige  Hausbesitzer  abgewälzt.  Wie  sollte 
wohl  dieses  Steuersystem,  von  dem  schon  im  Jahre 
1564  der  Kurfürst  Joachim  II.  geurteilt  hatte '*),  daß  ein 
für  die  gedeihliche  Entwicklung  der  Städte  nachteiligeres 
überhaupt  nicht  zu  erdenken  sei,  den  durch  die  Kriegs- 
zeiten aufs  höchste  gesteigerten  Anforderungen  genügen. 

1)  So  werden  sie  in  einer  Erklärung  der  Ständedeputierten 
vom  6 April  1652  genannt.  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S.  231. 

2)  Königl.  Geh.  Staatsarchiv  Rep.  21.  23  b. 


3j  Ausschreiben  Joachims  an  die  Hauptstädte  des  Landtages 
halber.  Reo.  21.  35  a. 


Dazu  kamen  mit  der  für  den  Staat  unerläßlichen 
Aufstellung  eines  Söldnerheeres  nicht  nur  neue  Steuer- 
forderungen, sondern  auch  die  verhaßten  Einquar- 
tierungen. Bis  zu  zehn  Personen,  Soldaten  mit  ihren 
Weibern  und  Kindern,  mußten  viele  Hausbesitzer  auf- 
nehmen. Diese  machten  es  ihm  unmöglich  sein  Ge- 
werbe zu  betreiben;  sein  Handwerkszeug,  sein  Hab 
und  Out,  wurde  ihm  unter  den  Händen  fortgenommen. 
Da  aber,  solange  er  Besitzer  des  Hauses  war,  die  Kon- 
tribution von  ihm  unerbittlich  gefordert  wurde,  so  blieb 
ihm  schließlich  kein  anderer  Ausweg,  als  sein  Haus 
den  Herrn  Soldaten  ganz  zu  überlassen;  wie  aber  die 
darin  hausten , kann  man  sich  denken  ^).  Auf  diese 
Weise  waren  im  Jahre  1634  in  den  meisten  Städten 
ein  Viertel  bis  ein  Halb  sämtlicher  Häuser  durch  die 
Einquartierungen  in  Grund  und  Boden  gerissen  % Die 
Altstadt  Brandenburg  konnte  man  im  Jahre  1641,  wie 
Adam  Gans  von  Putlitz  dem  Kurfürsten  berichtete,  eher 
für  eine  Wüstenei  und  einen  Steinklumpen  halten,  als 
für  eine  Stadt  -). 

Natürlich  konnte  unter  diesen  Verhältnissen  niemand 
daran  denken  sein  Haus  zu  reparieren  oder  gar  neu 
aufzubauen.  Was  hatte  er  davon?  Wenn  die  Ein- 
quartierungen es  verschonten,  so  mußte  er  die  furcht- 
baren Abgaben  entrichten.  Was  die  einheimische  Sol- 
dateska übrig  gelassen  hatte,  das  wurde  von  den  feind- 


1)  O.  St.  A.  Rep.  21.  25  d. 

2)  G.  St.  A.  Rep.  21.  35  a. 
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liehen  Scharen  eingeäschert.  Auf  diese  Weise  ver- 
schwanden ganze  Ortschaften  vom  Erdboden.  Die 
besten  Ländereien  blieben  aus  Mangel  an  Leuten  unbe- 
ackert  und  trugen  Disteln  und  Dornen.  Wer  sollte 
auch  noch  säen  und  pflanzen  mit  dem  sicheren  Be- 
wußtsein, daß  er  nicht  so  viel  ernten  könne,  wie  zur 
Bezahlung  der  Saat  und  der  Kontribution  nötig  war? 
Während  man  vor  dem  Kriege  kaum  gegen  bare  Zahlung 
eine  Hufe  Landes  erwerben  konnte,  würde  mancher 
jetzt  froh  gewesen  sein,  wenn  er  sein  Besitztum  und 
zugleich  die  unerträgliche  Kontribution  los  gewesen  wäre. 
»Wie  können  denn  da  die  Quoten  der  alten  Verfassung 
nach,  deren  Fundamente  längst  hinfällig  geworden  sind, 
beibehalten  werden«,  so  fragen  mit  Recht  die  mutlosen 
Deputierten  der  Städte  zu  Anfang  des  Jahres  1635  den 
Kurfürsten  ^).  Welch  ein  himmelweiter  Unterschied 
zwischen  dem  Zustande,  nach  dem  die  alte  Steuerver- 
fassung gemacht  war,  und  der  jetzigen  Lage  der  Mark 
Brandenburg  bestand,  das  mußte  auch  dem  Blödesten 
klar  werden.  Vor  Zeiten  war  Frankfurt  a.  O.  die  größte 
und  wohlhabendste  Stadt  des  Landes  gewesen,  mit 
vollem  Rechte  hatte  sie  damals  die  höchste  Steuerquote 
zu  tragen.  Wie  aber  hatten  sich  die  Besitzverhältnisse 
und  die  Einwohnerzahlen  verändert.  Die  einst  so 
blühende  Handelsstadt  hatte  seit  1627  durch  feindliche 
Durchzüge  und  Plünderungen  am  schwersten  zu  leiden 
gehabt.  Von  den  1029  Feuerstellen  vor  dem  Kriege 
waren  im  Jahre  1643  nur  noch  272  erhalten,  von  denen 
aber  die  gleiche  Steuerquote  aufgebracht  werden  sollte. 
Da  Berlin  dagegen  von  seinen  800  Bürgern  noch  516 
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gerettet  hatte,  so  war  jetzt  in  dem  Steuerverhältnis  der 
beiden  Städte  ein  schreiendes  Mißverhältnis  eingetreten: 
das  fast  doppelt  so  große  Berlin  zahlte  mehr  als  ein 
Drittel  Abgaben  weniger  als  Frankfurt  ^). 

Noch  im  Jahre  1668  war  Frankfurt  der  am  höchsten 
besteuerte  Ort  der  Kurmark,  obwohl  inzwischen  schon 
verschiedene  Reformen  ins  Werk  gesetzt  waren.  Es 
hatte  damals  fast  den  zwanzigsten  Teil  von  allen  Auf- 
lagen der  Kurmark,  mehr  als  den  fünften  Teil  der  Neu- 
mark, fast  so  viel  wie  die  ganze  Ritterschaft  der  Prig- 
nitz  und  noch  immer  mehr  als  Berlin  zu  zahlen.  Auf 
den  Kopf  jedes  Steuerpflichtigen  kam  im  Durchschnitt 
die  für  die  damaligen  Verhältnisse  außerordentliche 
Summe  von  monatlich  ca.  3 Thlr.,  Steuerkräftigere 
mußten  wohl  gar  monatlich  20—30  Thlr.  Steuern  auf- 
bringen ^).  Die  Zahl  der  Steuerfähigen  hatte  rapid  ab- 
genommen. Von  10000  Bürgern  waren  1644  in  den 
Städten  der  Mittel-,  Uckermark  und  Grafschaft  Ruppin 
nicht  viel  über  3000  vorhanden  ^). 

Im  Jahre  1634  waren  in  Berlin  von  845  Feuer- 
stätten 156  verwüstet  und  107  befreit,  sodaß  die  ganze 
Steuerquote  der  Stadt  von  582  Hausbesitzern  aufge- 
bracht werden  mußte.  Da  die  Eximierten  meistens  die 
wohlhabendsten  Leute  der  Stadt  waren,  so  konnte  der 
ungeheuerliche  Zustand  eintreten,  daß  häufig  »ein  blut- 

1)  Meinardus,  Protokolle  HI.  Städtetabelle.  Wöhner  III. 
Nr.  30.  Berlin  hatte  107  Thlr.  10  gr.  10  pf.,  Frankfurt  169  Thlr. 
20  gr.  3 pf.  zu  1000  Thlrn.  zu  zahlen. 

2)  G.  St.  A.  Rep.  20  F.  F.  Die  Quote  Frankfurts  betrug 
damals  1185  Thlr.  monatlich,  die  Stadt  hatte  nur  noch  3—400 
Kontribuenten. 

3)  Meinardus,  Protokolle  II.  505. 
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armer  Mann,  eine  blutarme  Witwe  mehr  kontribuieren 
mußten,  als  der  allerreichsten  Einer  aus  der  gleichen 
Stadt«.  Mit  welchem  Rechte  wurde  der  »landkundbar 
unvermögende  Arme«  auf  alle  Weise  gepreßt,  unter- 
drückt und  zur  Verzweiflung  gebracht,  während  der 
Reiche,  der  den  Schutz  des  Staates  doch  in  höherem 
Maße  beanspruchte,  die  Hände  ganz  oder  zum  guten 
Teil  wider  Recht  und  Billigkeit  abzog  ?^). 

Wenn  schließlich  die  einer  Stadt  zugeteilte  Quote 
durchaus  nicht  mehr  herausgepreßt  werden  konnte, 
dann  blieb  weiter  kein  Mittel  übrig,  als  den  Fehlbetrag 
anderen  Städten,  die  nicht  so  viel  gelitten  hatten,  auf- 
zubürden. Was  aber  erreichte  man  durch  solche  »Über- 
tragungen«, wie  der  Ausdruck  lautete?  Doch  nur 
immer  neue  Verwüstungen,  größere  Ungleichheiten. 
Jede  zerstörte  Stadt,  jeder  zu  Grunde  gerichtete  Kreis 
mußte  den  Ruin  anderer  Ortschaften  nach  sich  ziehen. 
Als  im  Jahre  1641  die  Verteilung  der  Kontribution  auf 
die  einzelnen  Kreise  vorgenommen  werden  sollte,  waren 
die  geheimen  Räte  in  heller  Verzweiflung.  Die  Imme- 
diatstädte  der  Altmark,  Prignitz  und  der  halben  Graf- 
schaft Ruppin  konnten,  da  sie  die  schwere  schwedische 
Kontribution  aufzubringen  hatten,  nur  einen  geringen 
Teil  der  bewilligten  150000  Thlr.  übernehmen.  Wem 
aber  sollte  nun  der  Fehlbetrag  aufgebürdet  werden? 
Die  Ritterschaft  des  havelländischen,  zauchischen  und 
teltowschen  Kreises  mußte  die  gesamte  Uckermärkische 
und  den  größten  Teil  der  Ober-  und  Niederbarnimschen, 
Lebusischen  und  Ruppinschen  Ritterschaft  übertragen; 


1)  Deputierte  der  Städte  an  den  Kurfürsten,  8.  Januar  1635. 
G.  St.  A.  Rep.  21.  35  a. 
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von  den  Städten  dieser  Kreise  aber  konnten  die  Alt- 
stadt Brandenburg,  Frankfurt,  Bernau,  Neustadt-Ebers- 
walde, Treuenbrietzen,  Belitz  und  Straußberg  wegen 
völliger  Zerstörung  keinen  Pfennig  zahlen.  Den  wenigen 
noch  erhaltenen  Städten  dieser  Kreise  war  nicht  nur 
die  Quote  dieser  Ortschaften  aufgepackt,  sondern 
sie  hatten  außerdem  noch  sämtliche  Uckermärkischen 
und  Ruppinschen  Städte  zum  größten  Teil  zu  über- 
tragen ^).  Neujahr  1641  erklärten  die  Deputierten  aller 
Städte  dem  Grafen  Schwartzenberg,  wenn  nicht  bald 
Hilfe  komme,  so  sei  das  ganze  Land  in  nicht  zwei 
Monaten  dem  völligen  Untergange  geweiht  -).  Herz- 
zerreißende Bittschriften  sandten  die  verarmten  und  be- 
drängten Steuerzahler  an  den  Kurfürsten,  in  denen  sie 
ihn  »mit  vielem  Winseln  und  jämmerlichen  Klagen«  um 
Abhilfe  baten  % 

Zu  welchen  Mitteln  mußte  man  greifen,  um  diese 
Steuer  den  armen  Leuten  abzupressen.  Wer  nicht  be- 
zahlte, dem  wurde  zunächst  die  Haustür  zugenagelt; 
half  das  nichts,  so  kam  der  Exekutionswagen  und 
man  pfändete,  was  sich  nur  irgend  fortschleppen  ließ. 
Nicht  Hausgerät  noch  Handwerkszeug  ließ  man  den 
Unglücklichen;  Leuten,  die  sich  ihr  Leben  lang  gequält 
hatten,  nahm  man  das  Bett  unterm  Leibe  fort,  so  daß 
mancher  ehrliche  Bürger  auf  seine  alten  Tage  Stroh 
und  Bänke  drücken  mußte.  Was  blieb  den  Verzweifelten 
weiter  übrig,  als  fortzulaufen  und  Weib  und  Kinder  in 
Armut  und  Elend  sitzen  zu  lassen.  Was  Wunder,  wenn 


1)  Meinardus,  Protokolle  1.  S 317ff. 

2)  Q.  St.  A.  Rep.  21.  34  a.  b. 

3)  Landtagsproposition  vom  5.  Februar  1667. 
und  Aktenstücke  X.  S.  509. 
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jetzt  jedes  Rechtsgefühl  verloren  ging,  wenn  jeder  sich 
zu  retten  suchte,  wie  er  konnte,  sei  es  auch  durch  ver- 
botene Mittel*).  Hatte  eine  Stadt  selbst  durch  solche 
Gewaltmaßregeln  ihre  Quote  nicht  aufbringen  können, 
so  wurde  Militär  in  den  Ort  gelegt,  bis  die  geforderte 
Summe  zur  Stelle  war.  Natürlich  wollten  die  Herren 
Soldaten  gut  essen  und  trinken  und  sie  verstanden  es 
meisterhaft,  sich  die  Mittel  dazu  zu  verschaffen.  So 
mußten  denn  die  geplagten  Bürger,  die  kaum  zu  leben 
hatten,  auch  noch  für  den  Unterhalt  dieser  Schma- 
rotzer Geld  herbeischaffen.  In  Stendal  haben  die  Exe- 
kutoren  in  den  drei  Jahren  1664—1666  über  800  Thlr. 
verzehrt.  Im  Jahre  1670  hatte  die  gleiche  Stadt  monat- 
lich 949  Thlr.  aufzubringen.  Um  diesen  Posten  heraus- 
zupressen, waren  21  Mann  in  den  Ort  gelegt,  die 
monatlich  74  Thlr.  9 gr.  zu  fordern  hatten.  Durch 
diese  Exekutionsgebühren  vergrößerte  sich  also  die 
Kontributionsquote  der  Stadt  um  7,8  ®/o-).  Es  ist  er- 
klärlich, daß  alle  Bürger  von  einem  namenlosen  Haß 
gegen  diese  militärischen  Exekutionen  erfüllt  waren  und 
daß  häufige  Unruhen  dadurch  bewirkt  wurden. 

Mit  halben  Maßregeln  waren  diese  Zustände  nicht 
zu  ändern,  hier  konnte  nur  eine  Neubildung  von  Grund 
aus  Remedur  schaffen. 


1)  G.  St.  A.  Rep.  21.  25d. 

2)  G.  St.  A.  Rep.  21.  35  b. 
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2.  Abschnitt. 

Die  ältesten  indirekten  Steuern  und  die  ersten 
Versuche  zur  Besserung  durch  Erweiterung  der 

indirekten  Steuern. 

Neben  diesen  direkten  Steuern  gab  es  noch  eine 
indirekte  Abgabe  und  zwar  vom  Bier.  Zuerst  hatte 
Friedrich  II.  mit  Beginn  des  Pommerschen  Krieges  im 
Jahre  1467  diese  Bierziese  von  seinen  Ständen  ge- 
fordert. Da  die  Bewilligung  versagt  wurde,  so  war 
er  und  seine  Nachfolger  genötigt  den  Haushalt  mit 
Schulden  zu  belasten.  Zu  deren  Deckung  bewilligten 
die  Stände  endlich,  nach  einundzwanzigjährigem  Kampfe, 
im  Jahre  1488  neben  den  Schößen  eine  Abgabe  von 
1 gr.  für  jede  Tonne  Bier,  die  auf  dem  Lande  oder  in 
Städten  gebraut  würde:  zunächst  auf  sieben  Jahre, 
später  ständig.  Von  jedem  Groschen,  der  in  den 
Städten  erhoben  wurde,  flössen  4 pf.  in  die  Stadt- 
kämmerei, alles  andere  erhielt  die  Kurfürstliche  Hof- 
renthei  *). 

Neben  diesem  alten  Biergelde,  dessen  Verwaltung 
Kurfürstliche  Beamte  besorgten,  gab  es  seit  1549  eine 
weit  ertragreichere  Steuer,  das  neue  Biergeld,  das  aus- 
schließlich in  die  ständischen  Kassen  floß.  Die  Ver- 
schwendungssucht des  freigebigen  und  prachtliebenden 
Joachim  II.  hatte  die  Finanzverhältnisse  des  Staates 
zerrüttet,  hatte  zur  Aufnahme  immer  neuer  Summen  ge- 

1)  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S.  8—9.  Wöhner  I.  S.  79 ff. 
Mylius,  Corpus  Const.  March.  IV.  4.  Nr.  1. 
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nötigt.  Nachdem  die  Stände  schon  im  Jahre  1540  eine 
Schuld  von  einer  Million  Gulden  übernommen  hatten, 
konnten  sie  neun  Jahre  später  zur  Deckung  von  neuen 
zwei  Millionen  nur  durch  die  Zusage  des  völlig  selb- 
ständigen Steuerverwaltungsrechts  bewogen  werden'). 
Als  Pfandgläubiger  erhielten  sie  das  Recht,  einen  Zu- 
schlag zu  der  Ziese  zu  erheben.  Auch  diese  Steuer, 
zunächst  nur  auf  acht  Jahre  bewilligt,  wurde  bald 
ständig 

Aber  der  unökonomische  Haushalt  des  genuß- 
liebenden Fürsten  nötigte  zu  neuen  Anleihen.  So  war 
Joachim  denn  bald  wieder  genötigt  seine  getreuen 
Landstände  um  Befriedigung  seiner  Gläubiger  anzu- 
gehen. Am  5.  November  1564  wurde  ein  allgemeiner 
Landtag  berufen^).  Die  Proposition  forderte  von  jedem 
der  beiden  Stände  600000  Thlr.  Nach  langen  Streitig- 
keiten erklärte  sich  schließlich  die  Ritterschaft  zur  Über- 
nahme von  400000  Thlm.  bereit,  wenn  auch  die  Städte 
eine  gleiche  Summe  aufbringen  würden.  Der  Rest 
sollte  dann  durch  das  gemeinsame  Biergeld  gedeckt 
werden. 


Da  keine  Einigung  zu  erzielen  war,  ging  der  Tag 
Martini  1564  ohne  Ergebnis  auseinander.  Es  folgten 
Verhandlungen  mit  dem  Großen  Ausschuß,  der  die 
Berufung  eines  neuen  gemeinen  Landtages  auf  Januar 
1565  gut  hieß. 

Während  der  Zwischenzeit  suchte  der  Kurfürst  die 


1)  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S.  11. 

2)  Mylius,  Corpus  Const.  March.  VI.  I.  S.  77 ff. 

3)  Vgl.  Isaacsohn.  Die  Finanzen  Joachims  11.  und  das  stän- 
dische Kreditwerk.  Zs.  für  Preußische  Geschichte  1879.  Hier 
eine  ausführliche  Schilderung  der  Landtagsverhandlungen. 
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Städte  für  den  Vorschlag  des  Oberstandes  zu  gewinnen. 
Das  war  aber  eine  schwierige  Aufgabe,  denn  sie  hatten 
schon  -die  Zinsen  für  die  alten  Schulden  nicht  auf- 
bringen können  und  waren  infolgedessen  genötigt  ge- 
wesen, selbst  zu  Anleihen  ihre  Zuflucht  zu  nehmen. 
Den  alten  Steuerobjekten  durfte  man  keine  weitere  Be- 
lastung zumuten.  Das  sah  der  Kurfürst  auch  voll- 
kommen ein.  Ihm  war  es  nicht  entgangen,  wie  man 
durch  diese  »hochschädlichen  Pfundschösse«  die  Bür- 
gerschaft in  den  Städten  bis  zum  äußersten  ausge- 
sogen hatte,  ohne  doch  etwas  damit  auszurichten,  und 
er  meinte,  es  wäre  viel  darum  zu  geben,  wenn  man 
sie  bei  Zeiten  abgeschafft  hätte.  Wie  war  es  denn  in 
anderen  Ländern?  Da  brachte  man  doch  große  Summen 
zusammen,  ohne  eine  solche  Verwüstung  anzurichten. 
Ließen  sich  denn  deren  Steuersysteme  nicht  auch  auf 
die  Mark  übertragen?  Der  Kurfürst  wollte  den  Ver- 
such wagen  und  richtete  deshalb  vor  dem  Landtage 
an  die  Hauptstädte  ein  Ausschreiben,  in  dem  er  ihnen 
seinen  Plan  vorlegte').  Das  Beispiel  vieler  vornehmer 
Länder  und  Städte  beweise  klar,  so  führt  er  darin  aus, 
daß  eine  Steuer,  die  man  auf  andere  Gegenstände  lege, 
»besonders  aber  auf  solche,  die  zur  Erhaltung  seines 
Leibes  keiner  entraten  könne«,  bedeutend  weniger  Nach- 
teil bringe  als  die  Pfundschösse.  Als  ein  Hauptvorteil 
einer  solchen  Besteuerung  galt  ihm  vor  allem  der  Um- 
stand, daß  auch  Durchwandernde,  Handel-  und  Ge- 
werbetreibende dazu  beitragen  müßten.  Natürlich  wollte 

1)  G.  St.  A.  Rep.  21.  35  a.  Ausschreiben  Joachims  an  die 
Hauptstädte  des  Landtags  halber.  Modi  worauf  Steuern  anzulegen. 
1564.  Vgl.  Isaacsohn.  Die  Finanzen  Joachims  II.  Zs.  für  Preußi- 
sche Geschichte  1879. 
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er  die  Schösse  nicht  plötzlich  ganz  beseitigen,  sondern 
sie  allmählich  durch  die  indirekten  Steuern  verdrängen. 
Als  Besteuerungsgegenstand  kam  zunächst  der  haupt- 
sächlichste Produktions-  und  Konsumartikel  der  Mark 
Brandenburg,  das  Bier,  in  Betracht;  dessen  Abgabe 
sollte  noch  um  einen  halben  Gulden  für  jedes  Brauen 
erhöht  werden.  Außerdem  war  eine  Steuer  auf  Ge- 
treide, das  zur  Mühle  gebracht  wurde,  Salz  und  Fleisch 
geplant.  Von  letzterem  war  eine  hohe  Abgabe,  ca.  1 1 ”/o 
des  Wertes,  vorgesehen.  Um  zunächst  aus  den  größten 
Schulden  zu  kommen,  sollte  noch  eine  nach  Stand  und 
Vermögen  geregelte  Kopfsteuer  eingeführt  und  im  ersten 
Jahre  die  doppelte  Summe  vom  Getreide  gefordert 
werden. 

Von  diesem  Projekt  versprach  der  Kurfürst  sich 
goldene  Berge.  Die  Einkünfte  von  diesen  wenigen 
Gegenständen  hielt  er  für  vollkommen  ausreichend,  um 
den  ganzen  Steuerbedarf  der  Städte  zu  decken.  Er 
meinte,  man  brauche  schon  im  zweiten  Jahre  nur 
[ höchstens  den  halben  Schoß  einzufordern,  und  die 

Städte  würden  in  ganz  kurzer  Zeit  ihrer  Schulden  ledig 
sein  und  dann  eine  neue  Blüte  erleben. 

Aber  die  Städte  gingen  auf  diesen  Plan  nicht  ein. 
Vor  allem  werden  sich  die  Magistrate  dagegen  ge- 
sträubt haben,  denn  bei  einer  solchen  Steuer  war  es 
aus  mit  allen  Exemtionen.  Auch  bei  den  Bürgern 
hätte  die  Einführung  wohl  Schwierigkeiten  verursacht. 
Mochte  der  Kurfürst  ihnen  immerhin  in  seinem  Aus- 
schreiben versichern,  er  beabsichtige  keine  Erhöhung, 
sondern  eine  Erleichterung  der  Steuerlast,  so  war  ihre 
Leichtgläubigkeit  doch  schon  zu  oft  bestraft,  sie  witterten 
hinter  jeder  Änderung  neue  Leiden. 
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Die  von  dem  Kurfürsten  gegebene  Anregung  wirkte 
weiter  nach.  Der  Stein  war  nun  einmal  ins  Rollen 
gebracht,  und  einsichtige  Leute  suchten  die  Gelegenheit 
. wahrzunehmen,  um  wo  möglich  doch  noch  eine  Än- 
derung zu  bewirken.  Daß  eine  Abgabe  von  so  wenig 
Konsumtionsgegenständen  unmöglich  den  ganzen  Steuer- 
bedarf decken  könne,  das  war  jedem  Eingeweihten  klar. 
Es  wurde  daher  im  Jahre  1565  der  Vorschlag  gemacht, 
vor  allen  Dingen  den  Krebsschaden  zu  beseitigen,  das 
heißt:  von  Gebäuden  und  Ländereien  neue  Kataster 
herzustellen  und  dadurch  eine  gerechtere  Verteilung 
der  Steuerlast  zu  bewirken.  Daneben  dann  indirekte 
Steuern  von  möglichst  vielen  Gegenständen;  alle  Hand- 
werker und  Kaufleute  sollten  beim  Ein-  und  Verkauf 
ihrer  Waren  eine  Abgabe  zahlen^).  Aber  auch  diese 
und  ähnliche  Vorschläge,  die  besonders  von  der  blü- 
henden Tuch-  und  Leinenindustrie  viel  erhofften  ^), 
wurden  nicht  realisiert.  Es  blieb  vorläufig  alles  beim 
Alten. 


3.  Abschnitt. 

Reformversuche  Georg  Wilhelms  bis  zum 

Jahre  1627. 

Erst  mit  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  wurden 
wieder  ernstliche  Versuche  gemacht,  den  Wohlstand 
und  die  Steuerkraft  der  Städte  durch  gründliche  Re- 

1)  Johann  Falckenhagens  Bedenken.  O.  St.  A.  Rep.  20.  4a. 

2)  Christoph  Prucknianns  Bedenken.  G.  St  A.  Rep.  20  4a. 
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formen  zu  heben.  Jetzt  nahm  man  sich  das  blühende 
Holland  mit  seinem  wohlgeordneten  Finanzsystem  zum 
Vorbild,  in  dem  man  dessen  »Generale  ende  gemeene 
Middeln«  den  Verhältnissen  der  Mark  Brandenburg 
anzupassen  suchte^). 

Was  verstand  man  nun  unter  diesen  Oeneral- 
mitteln,  von  denen  man  jetzt  alles  Heil  erwartete? 
Zunächst  sollte  vor  allen  Dingen  das  ganze  alte  Quo- 
tisationsystem  beseitigt  werden,  nicht  nur  zwischen 
Stadt  und  Land,  sondern  auch  zwischen  den  einzelnen 
Kreisen  und  innerhalb  der  Städte.  Die  gesamten  Ein- 
künfte des  platten  Landes,  der  Dörfer,  der  Flecken  und 
der  Städte  sollten  in  einer  Generalkasse  gesammelt 
werden.  Fort  mit  allen  Exemtionen . Ein  »General- 
werk« wollte  man  schaffen,  das  keinen  Untertanen  vor 
dem  anderen  bevorzugte,  deshalb  bezeichnete  man 
diese  Abgabe  auch  häufig  als  »gemeine  Mittel.«  Dann 
sollte  vor  allen  Dihgen  ein  gerechtes  Einsteuerungs- 
verfahren in  Kraft  treten,  eine  Besteuerung  nach  dem 
tatsächlichen  Vermögen.  Also  erstrebte  das  neue  System 
Beseitigung  der  Steuerveranlagung  nach  den  ganz  ver- 
alteten Katastern.  Erst  als  Folge  dieser  drei  Forde- 
rungen ergab  sich  als  letzte  entscheidende:  eine  von 
dem  ganzen  alten  System  unabhängige  Steuer.  Da 
diese  Bedingung  am  besten  durch  Verbrauchsabgaben 
erfüllt  wurde,  so  war  das  vierte  charakteristische  Merk- 
mal: indirekte  Besteuerung.  Das  Wort  Generalmittel 

1)  Vgl.  Placcaet  ende  Ordonnantie  opt  stuc  van  den  opheve 
van  de  Generale  ende  gemeene  Middeln,  by  de  Staten  vande  ver- 
eenigde  Provincien  bewillight,  tot  onderstand  vande  gemeene 
sake.  Tot  Qroeningen  1622. 


! 


4, 


li 


ii 


I 

I 


— IQ  — 

begriff  also  die  Beseitigung  aller  Schäden  des  alten 
Systems  in  sich. 

Allmählich  aber,  nachdem  mehrere  Versuche,  dies 
Ideal  zu  verwirklichen,  gescheitert  waren,  verblaßte  die 
ursprüngliche  Bedeutung.  Man  hielt  sich  an  das  sicht- 
barste Merkmal  und  verstand  schließlich  unter  General- 
mitteln nur  noch  indirekte  Steuern.  Nachdem  dieser 
Prozeß  einmal  vollzogen  war,  drang  langsam  die  in 
anderen  Ländern  übliche  Bezeichnung  für  Konsumtions- 
steuern ein,  und  so  wurden  seit  etwa  1640  die  Worte 
Generalmittel  und  Akzise  als  gleichbedeutend  neben 
einander  gebraucht.  In  den  alten  indirekten  Steuern, 
den  Ziesen,  hatte  man  dies  Wort  ja  schon  längst  be- 
sessen und  bisweilen  auch  schon  neben  der  ver- 
stümmelten die  volle  Form  Akzise  angewandt,  jetzt 
machte  man  sich  den  Formenreichtum  zu  Nutze  und 
schied  bewußt  die  alte  indirekte  Biersteuer  als  Ziese 
von  der  neu  einzuführenden,  der  Akzise.  Man  kann 
an  den  Urkunden  genau  verfolgen,  wie  allmählich  das 
neue  Wort  die  Oberhand  erhält;  es  geschieht  das  in 
dem  gleichen  Verhältnis,  wie  die  ursprüngliche  Be- 
deutung des  Wortes  General  mittel  verschwindet.  Der 
Schluß  dieses  Prozesses  fällt  ungefähr  mit  der  defini- 
tiven Einführung  der  Akzise  zusammen.  Etwa  seit  1680 
ist  das  Wort  Generalmittel  vollkommen  verschwunden. 

Den  ersten  Versuch  zur  Einführung  der  »General- 
mittel« (in  der  ursprünglichen  Bedeutung  des  Wortes) 
unternahm  der  Kurfürst  Georg  Wilhelm  im  Jahre  1623‘). 
Den  Anlaß  dazu  bot  die  vollständige  Zerrüttung  des 


1)  Dieser  Versuch  ist  kurz  erwähnt  von  Isaacsohn.  Urk.  und 
Aktenstücke  X.  Einl  S.  26/27. 
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Finanzwesens.  Die  drei  Kassen  des  ständischen  Kredit- 
werks — der  Städte- Kasten,  die  Kasse  des  ländlichen 
Hufen-  und  Giebelschosses  und  die  vom  Ritterschafts- 
und Städtekorpus  gemeinsam  verwaltete  Kasse  zum 
neuen  Biergelde  — waren  dem  Verfall  nahe.  Zur  Deckung 
der  von  den  Kurfürsten  übernommenen  Schulden  hatten 
die  Stände  Kapitalien  aufgenommen,  deren  Verzinsung 
aus  den  Einkünften  ihrer  Kassen  erfolgen  sollte^).  Da 
die  Zölle  und  Domänen  zum  größten  Teile  verpfändet 
oder  mit  Schulden  belastet  waren,  der  Staatshaushalt 
aber  stets  größere  Summen  erforderte,  so  war  die 
Übernahme  von  immer  neuen  Schulden  nötig  ge- 
worden, während  die  Einkünfte  aus  den  Steuern  sich 
stetig  .verringerten.  Dazu  kam  infolge  des  Kipper-  und 
Wipper-Unwesens  die  Überschwemmung  der  Mark  mit 
entwerteten  Münzen,  was  die  Befriedigung  der  Gläu- 
biger, die  vollwertiges  Geld  verlangten,  noch  erschwerte. 
Und  der  neue  Herrscher  Georg  Wilhelm  verstand  es, 
im  Gegensätze  zu  seinen  beiden  sparsamen  Vorgängern, 
durchaus  nicht,  sich  nach  der  Decke  zu  strecken;  für 
seine  kostspielige  Hofhaltung  mußten  neue  Anleihen 
aufgenommen  werden"). 

So  war  der  Zustand  zu  Anfang  der  zwanziger 
Jahre  des  17.  Jahrhunderts.  Eine  Änderung  mußte 
eintreten,  sonst  war  in  kurzer  Zeit  der  Staatsbankrott 
da.  Die  Steuerzahler  drohten  mit  Aufruhr,  wenn  noch 
mehr  Geld  von  ihnen  erpreßt  werde,  der  Kredit  war 
erschöpft,  die  Gläubiger  machten  Miene,  den  Kurfürsten 

1)  V.  Thile  a.  a.  O.  S.  42. 

2)  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S.  22—25. 


vor  dem  Reichskammergericht  zu  verklagen.  Rettung 
konnte  nur  eine  Reform  des  Steuerwesens  bringen. 


I Johann  Sigismund  hatte  im  Jahre  1616  seiner  neu 

erworbenen  Provinz  Cleve  eine  Steuerordnung  bestätigt, 
die  sich  eng  an  das  hochentwickelte  Steuerwesen  des 
) benachbarten  Holland  anschloß.  Hiernach  wurden, 

neben  indirekten  Abgaben  von  fast  allen  Produktions- 
und Konsumgegenständen,  hohe  Ausfuhrzölle  von 
Vieh  und  Fleisch  erhoben.  Es  gab  eine  Erbschafts- 
steuer mit  erhöhten  Gebühren  für  diejenigen,  deren 
Vermögen  ins  Ausland  ging.  Die  Ausfuhr  von  Rind- 
vieh und  Pferden  wurde  mit  5%  des  Wertes  am 
höchsten  belegt;  die  Abgaben  von  Luxusgegenständen 
betrugen  373%,  Kleidungsstücke  wurden  mit  1 ®/o  am 
geringsten  versteuert  7- 

Unter  Anlehnung  an  diese  Clevische  Steuerordnung 
wurde  im  Jahre  1621  ein  sehr  ausführliches  Projekt 
entworfen,  das  die  direkten  Steuern  in  der  Mark  Bran- 
denburg ersetzen  sollte-).  Nach  dieser,  vielleicht  von 
dem  späteren  Kanzler  Sigismund  von  Götze®)  verfaßten 

1)  Liste  der  Subsidialkollekten.  Clivia  3.  März  1616.  Q.  St.A. 
Re;?.  21.  35  a. 

2)  Ungefehrlicher  auch  unvorgreiflicher  Überschlag,  worauf 

I die  Listen  im  ganzen  Kurfürstentum  und  Lande  der  Mark  Bran- 

I denburg  über  der  Elbe,  auch  diesseits  und  jenseits  der  Oder 

möchten  zu  richten  sein.  Q.  St.  A.  Rep.  21.  35  a. 
i 3)  Ich  schließe  das  aus  folgenden  Umständen:  1)  Im  Jahre 

I 1627  schreibt  Georg  Wilhelm  dem  Kanzler  Pruckmann:  »Wir 


sehen  auch  gerne,  nachdem  Unser  geheimer  Rat  und  Hauptmann 
zu  Grambzow,  Sigmund  von  Gözen,  dieser  Sachen  und  dessen, 
was  zu  derselbten  Persuasion  und  Facilitierung  dienlich,  wohl 
kundig  und  insonderheit  darin  hiebevor  mit  von  Uns  gebraucht 
ist.  Ihr  wollet  denselbten  an  euch  verschreiben  und  in  diesen 
Werk  mit  gebrauchen«.  (G.  St.  A.  Rep.  21.  35a.  2)  Das  nicht 
Unterzeichnete  Projekt  trägt  unter  der  Überschrift  die  Buchstaben  S.  G. 
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Steuerordnung  sollten  alle  Prälaten,  Grafen  und  Ritter 
verpflichtet  sein,  von  dem  durch  Verkauf  ihrer  Erzeug- 
nisse erzielten  Ertrage  eine  Abgabe  zu  entrichten.  Die 
Bewohner  des  Landes,  Pfarrer,  Schulzen,  Bauern,  Müller, 
Schäfer,  Hirten  und  deren  Knechte  haben  sämtliche 
Überschüsse  ihrer  Produktion  in  den  Städten  zum  Ver- 
kaufe feil  zu  bieten.  Vom  Erlöse  ihrer  Waren,  der  auf 
dem  platten  Lande  schwer  zu  kontrollieren  wäre,  sollte 
dann  eine  Abgabe  erhoben  werden,  deren  Höhe  in 
einem  ausführlichen  Tarif  für  jeden  einzelnen  Gegen- 
stand festgesetzt  war. 

Einer  sehr  eingehenden  Prüfung  wird  dann  in 
dem  Projekte  die  Steuerkraft  der  städtischen  Bewohner 
unterzogen,  deren  Nahrung  auf  der  Hantierung  der 
Handwerksleute  einer-,  auf  Handel  und  Wandel, 
Kaufen  und  Verkaufen  andrerseits  beruhe.  Alle  Hand- 
werker werden  einzeln  aufgezählt,  die  Höhe  der  von 
ihren  Erzeugnissen,  wie  von  den  Waren  der  Kaufleute 
zu  erhebenden  Abgaben  genau  fixiert.  Für  die  Steuer- 
sätze sollte  als  Norm  476%  des  Wertes  gelten,  Lebens- 
mittel und  Kleidungsstücke  dagegen  wurden  geringer, 
Luxusgegenstände  höher  besteuert,  ebenso  wie  in  dem 
Clevischen  Vorbild. 

Dieses  Projekt  fand  die  Zustimmung  des  Kur- 
fürsten, es  sollte  als  Grundlage  für  die  Generalmittel 
dienen,  deren  Bewilligung  man  von  dem  Landtage  zu 
erhalten  hoffte.  Vor  Eröffnung  der  Verhandlungen 
suchte  der  Graf  Adam  Schwartzenberg  auf  Befehl  des 
Kurfürsten  den  Hauptmann  der  Altmark,  Thomas  von 
dem  Knesebeck,  für  den  Plan  zu  gewinnen  und  bat 
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ihn  um  seine  Unterstützung  für  den  bevorstehenden 
harten  Kampf  7- 

Dann  wurde  das  Projekt  den  Kreistagen,  auf  denen 
die  Deputierten  instruiert  werden  sollten,  zur  Beratung 
übergeben.  Einen  allgemeinen  Landtag  zu  berufen 
suchte  man  möglichst  zu  vermeiden.  Denn  die  Oppo- 
sition einer  Versammlung  von  ca.  1400— 1500  Köpfen®) 
war  noch  bedeutend  schwieriger  zu  besiegen,  als  die 
von  wenigen  Abgesandten;  ein  solcher  Tag  hätte 
sich  auch  viel  länger  ausgedehnt  und  weit  mehr  Geld 
verschlungen  ®)-  Nach  eingehenden  Erwägungen  im 
Geheimen  Rat,  wo  besonders  betont  wurde,  daß  Kriegs- 
zeiten zur  Einführung  von  Generalmitteln  am  geeignetsten 
seien  7,  wurde  Ende  März  1623  den  Deputierten  zum 
großen  Ausschußtage,  der  bedeutend  weniger  Mitglieder 
hatte  als  der  Landtag,  die  Proposition  überreicht.  »Ab- 
tragung der  Herrschaftsschulden«  so  lautete  der  erste 
wichtigste  Punkt  7-  Der  Kurfürst  schlug  den  Ständen 
vor,  zunächst  einen  Liquidationstag  zu  berufen,  damit 
die  Gläubiger  des  Kurfürsten  bewogen  würden,  einen 
Teil  ihrer  Forderungen  fallen  zu  lassen.  Hierdurch 
aber  konnte  nur  für  den  Augenblick  Hilfe  geschaffen 
werden;  eine  dauernde  Besserung  der  Finanzverhältnisse 

1)  Adam  Graf  zu  Schwartzenberg  an  Levin  von  dem  Knese- 
beck. 28.  September  1622.  (G.  St.  A.  Rep.  21.  35a).  Der  Sohn 
soll  dem  Vater  »einen  wohlgemeinten  Diskurs  und  aufgesetzte 
Liste«  vom  Grafen  übersenden. 

2)  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S.  16  und  25. 

3)  Schreiben  des  Kanzlers  Pruckmann  an  den  Kurfürsten 
d.  d.  13.  August  1627. 

4)  Proposition  zum  Landtage  17.  27.  März  1623.  G.  St  A. 
Rep.  20.  R S. 


-/f  Vr-^  ’>  '*fn**  >.»»^^"/' ^^■**^**'^^'y*  ^'»  "Mwi  ■ j I mm.  p.i  ■ 
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herbeizuführen  bezweckte  der  Vorschlag  der  Regierung: 
Einführung  der  Generalmittel.  Alle  Vorzüge  dieser 
neuen  Steuern  wurden  den  Herren  Ständen  noch  ein- 
mal aufgezählt.  Die  langjährigen , erbitterten  Quoti- 
sationsstreitlgkeiten  würden  mit  einem  Schlage  beseitigt 
sein;  Adel,  Bürger  und  Bauern  könnten  zum  Wohle 
des  Staates  in  segensreicher  Eintracht  neben  einander 
leben  und  arbeiten,  sobald  die  Ursache  ihrer  grimmigen 
Feindschaft  beseitigt  sei.  Eine  bessere,  gerechtere 
Repartition,  als  sie  durch  diese  Steuer  von  selbst  be- 
wirkt werde,  sei  ja  nicht  zu  erdenken,  lasse  sich 
durch  keine  Quotisationsbestimmungen  herbeiführen. 
Während  von  den  alten  Steuern  Fremde  und  Durch- 
reisende gar  nicht  getroffen  seien,  müsse  die  neue 
Steuer , bei  der  überhaupt  jede  Exemtion  wegfalle, 
jeder  tragen,  der  essen,  trinken  und  sich  kleiden  wolle. 
Dadurch  würde  die  neue  Abgabe  keinem  besonders 
schwer  fallen,  dem  Schuldenwesen  aber  von  Grund 
aus  geholfen  werden.  Sonst  habe  man  nicht  einmal 
die  Zinsen  aufbringen  können,  und  trotzdem  seien  die 
Untertanen  unter  der  Schwere  der  Steuer  erlegen ; 
wenn  man  die  Generalmittel  einführe,  so  könne  man 
sicherlich  auch  bald  an  die  Abtragung  der  Kapitalien 
denken.  Mit  der  Versicherung,  daß  auch  der  Landes- 
fürst mit  Freuden  bereit  sei,  den  auf  ihn  fallenden  Teil 
der  Steuer  zu  tragen,  schließt  die  Proposition. 

Bei  Beginn  der  Verhandlungen  zeigte  sich  sofort 
die  alte  Uneinigkeit  zwischen  den  beiden  Ständen. 
Der  Oberstand  erklärte  den  Städten,  sie  möchten  nur 
ihre  Resolutionen  getrennt  von  denen  des  Ritterstandes 
einbringen:  so  daß  die  Landtagskommissarien  genötigt 
waren,  mit  jedem  Stande  einzeln  zu  verhandeln.  Die 
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Erklärung  des  Oberstandes  vom  29.  März  1623*)  lautete: 

'>Der  neue  modus,  so  Ihre  Kurfürstliche  Durchlaucht 
vorgeschlagen,  würde  in  diesen  Landen  gar  nicht  be- 
quemlich  sein«,  und  deshalb  müsse  die  alte  Steuer,  so 
wie  sie  sei,  beibehalten  werden.  Damit  war  für  sie 
die  Angelegenheit  erledigt.  Sich  auf  nähere  Erklärungen 
einzulassen,  weshalb  die  neue  Steuer  ungeeignet  sei, 
das  hielten  sie  für  unnötig.  Eine  eingehende  Be- 
gründung aber  brauchten  sie  auch  wohl  wirklich  nicht 
zu  geben,  denn  weshalb  der  neue  modus  für  sie  »gar 
nicht  bequemlich«  war,  das  wußte  jeder.  Ihre  teuer 
erkaufte  und  stets  ängstlich  behütete  »ständische  Li- 
bertät«  stand  auf  dem  Spiele.  ■ 

Etwas  anders  stellten  sich  die  Städte  zu  der  Frage.  i 

So  ganz  und  gar  wollten  sie  den  Vorschlag  nicht  ver- 
werfen. Nur  soweit  die  Durchführung  möglich  ist,  1 

das  heißt  also  mit  anderen  Worten,  nur  so  viel  wie  i 

den  Magistraten  davon  paßt,  waren  sie  mit  der  Vorlage  j 

einverstanden.  Die  Zeit  schien  ihnen  aber  zur  Schulden-  ^ 

tilgung  jetzt  überhaupt  möglichst  ungeeignet  zu  sein,  \ 

und  sie  würden  es  am  liebsten  sehen,  wenn  die  Er-  | 

ledigung  des  ersten  Punktes  bis  zu  friedlicheren  Zeiten  \ 

verschoben  würde.  j 

So  leicht  aber  ließ  sich  die  Regierung  denn  doch  ? 

nicht  von  ihrem  Lieblingsplan  abbringen.  Mit  dem  » 

Hinweis  auf  die  bedingte  Annahme  der  Städte  legte 
sie  dem  Oberstande  in  der  Replik  noch  einmal  die  un-  ii 

umgängliche  Notwendigkeit  der  Reform  dar.  Aber  J 

was  half  es,  daß  der  Kurfürst  ihnen  vorhielt,  bei  den  j 

alten  Steuern  würde  das  Land  bis  an  den  jüngsten  ; 

1)  G.St.  A.  Rep  20.  R S. 
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Tag  unter  den  Schulden  zu  seufzen  haben.  Das  machte 
ebenso  wenig  Eindruck  auf  die  Ritter,  wie  seine  Bitte, 
doch  aus  Liebe  zu  ihm  und  ihrem  Vaterlande  einer 
so  heilsamen  Änderung  nicht  entgegenzutreten.  Immer- 
hin hielten  sie  es  jetzt  doch  für  nötig,  ihre  '> vielen 
wichtigen  Gründe«  niederzuschreiben.  Der  Kurfürst 
brauche  dies  Schriftstück  nur  zu  fordern,  erklärten  sie 
in  der  Duplik,  es  liege  bereit  und  könne  jederzeit  über- 
geben werden.  Im  übrigen  schoben  sie  die  Schuld 
auf  die  Auftraggeber , die  ihnen  in  ihrer  Instruktion 
keine  genügende  Vollmacht  erteilt  hätten.  Das  war  ein 
alter,  sehr  beliebter  Kniff  der  Deputierten.  Daß  in  allen 
Mandaten  der  Passus:  »cetera  committuntur  dexteritati 
deputati«  enthalten  war,  das  verschwiegen  sie  geflissent- 
lich ^).  Mit  zäher  Willenskraft  hielt  die  Regierung  in 
dem  harten  Kampfe  aus.  Die  Städte  erklärten  sich 
schließlich  in  der  Quadruplik  zur  Einführung  der  Ge- 
neralmittel bereit,  wenn  sie  wirklich  bei  Adel,  Bürgern 
und  Bauern  in  gleicher  Weise  erhoben  würden,  und 
die  Anlage  des  Steuertarifs  ihnen  überlassen  bliebe. 
Daran  aber  scheiterte  der  Plan.  Vergeblich  war  alles 
Bemühen,  Prälaten  und  Ritterschaft  zu  gewinnen.  Ihre 
Macht  war  weit  stärker  als  die  des  Kurfürsten.  So 
blieb  denn  nichts  weiter  übrig,  als  die  Regelung  des 
Schuldenwesens  auf  eine  bequemere  und  friedlichere 
Zeit  zu  verschieben,  wie  es  der  Wunsch  der  Städte 
von  vornherein  gewesen  war.  Mit  Freuden  sprach  der 
Oberstand  dem  Kurfürsten  seinen  Dank  für  diesen  Ent- 
schluß aus,  denn  damit  hatte  er  gesiegt;  in  ruhigeren 
Zeiten  konnte  er  ja  noch  weit  eher  behaupten,  eine 

1)  Protokoll  eines  Deputationstages  der  Altmark  und  Prig- 
nitz  in  Seehausen.  19.  Februar  1667.  G.  St.  A.  Rep.  21. 1 a. 
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Neuordnung  sei  nicht  nötig.  Am  8.  April  wurden  die 
Deputierten  nach  Hause  geschickt. 

Der  so  groß  angelegte  und  wohlvorbereitete  Reform- 
versuch war  vollkommen  gescheitert.  Es  blieb  kein 
anderer  Ausweg,  als  die  Kasse  des  neuen  Biergelds 
und  den  Städtekasten  für  zahlungsunfähig  zu  erklären  ’). 
Damit  aber  wurde  nichts  gewonnen;  die  armen  Steuer- 
zahler wurden  nach  wie  vor  drangsaliert,  der  Zustand 
des  Landes  verschlimmerte  sich  täglich. 

Das  Mißlingen  aller  Verbesserungsversuche  im 
Steuerwesen  zog  noch  weitere  schwerwiegende  Folgen 
nach  sich.  Die  Stände  weigerten  sich  aufs  hartnäckigste, 
die  für  die  Zukunft  des  Landes  wichtigste  Forderung 
der  Regierung  zu  erfüllen : Die  Schaffung  einer  Kriegs- 
macht, die  in  den  beginnenden  Wirren  wenigstens  die 
Neutralität  des  Landes  sichern  konnte.  Als  mit  dem 
Jahre  1626  die  Mark  zuerst  von  der  Kriegsfurie  bedroht 
wurde,  besaß  das  Land  noch  einige  Tausend  Söldner. 
Diese  aber  waren  nicht  zum  Schutze  des  Kurlandes 
bestimmt.  Als  getreuer  Vasall  des  Polenkönigs  führte 
Georg  Wilhelm  im  November  1626  sein  Heer  nach 
Preußen,  um  seinem  Lehnsherrn  Hülfe  zu  leisten  gegen 
seinen  Schwager  Gustav  Adolf  -).  Daß  die  Kurmark 
nicht  ohne  jeden  militärischen  Schutz  bleiben  konnte, 
das  sahen  auch  die  Stände  ein,  aber  mehr  als  900  Ge- 
worbene hatten  die  Geheimen  Räte,  denen  jetzt  die 
ganze  Verwaltung  des  Landes  oblag,  ihnen  im  Dezember 
1626  nicht  abzuringen  vermocht®). 

1)  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S.  27. 

2)  J.  Gebauer,  Kurbrandenburg  in  der  Krisis  des  Jahres 
1627.  S.  13-14. 

3)  Gebauer  a.  a.  O.  S.  14. 
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So  stand  es,  als  das  furchtbare  Jahr  1627  anbrach, 
vielleicht  das  schrecklichste,  das  die  Mark  erlebt  hat. 
Bald  war  das  neutrale  Land,  das  nur  grade  seine 
Festungen  verteidigen  konnte,  zum  Kriegsschauplatz 
geworden.  Kaiserliche  und  dänische  Scharen  raubten 
und  plünderten,  Kosaken  beunruhigten  von  Polen  aus 
die  Neumark,  schwedische  Truppen  versuchten  die  Oder 
zu  überschreiten.  Dann  kamen  mit  dem  engen  An- 
schluß Georg  Wilhelms  an  den  Kaiser  nur  neue  Leiden 
für  die  unglückliche  Bevölkerung;  die  kaiserlichen  Be- 
satzungen hausten  in  dem  jetzt  befreundeten  Land  nicht 
anders  als  vorher  in  dem  neutralen.  Den  letzten  Rest 
erhielt  dann  die  Mark  durch  den  Durchzug  derWallen- 
steinischen  Raubscharen  ^). 

Ende  August  war  alles  aufs  jämmerlichste  ver- 
wüstet und  verderbt.  Uckermark  und  Altmark,  wo 
jetzt  grade  der  Oberst  Merode  hauste,  Mittelmark,  Prig- 
nitz  und  Ruppin,  wohin  man  sich  wenden  mochte, 
alles  war  ausgesogen  bis  aufs  äußerste-).  Woher  sollte 
nun  da  noch  der  Sold  für  das  eigene  Heer  genommen 
werden?  Vor  dem  Einbruch  der  Dänen  und  Kaiser- 
lichen hatten  die  Geheimen  Räte  es  verabsäumt  die 
Stände  zu  zwingen,  daß  sie  ihren  übernommenen  Ver- 
pflichtungen nachkamen;  jetzt  forderten  die  Offiziere 
dringend  den  Sold,  da  sie  sonst  die  Geworbenen  nicht 
mehr  bei  der  Fahne  halten  könnten  '*).  Auf  welche 
Weise  aber  sollten  die  7200  Thlr.  aufgebracht  werden, 
die  monatlich  zur  Besoldung  der  Truppen  erforderlich 

1)  Vgl.  Gebauer.  S.  24.  30  f. 

2)  Bericht  des  Kanzlers  Pruckinann  an  den  Kurfürsten  d.  d. 
23.  August  1627.  O.  St.  A.  Rep.  21. 35  a. 

3j  Vgl.  Gebauer  S.  132—134. 
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waren  ? Im  Juli  war  eine  Austeilung  gemacht  worden 
auf  diejenigen  Kreise  und  Städte,  die  nicht  ganz  so 
schwer  gelitten  hatten  als  andere.  Aber  vergeblich;  es  ] 

war  kein  Geld  eingekommen.  Verzweifelt  meldeten 
die  Geheimen  Räte  nach  Königsberg  9,  alle  bisher  ver- 
suchten Mittel,  den  Unterhalt  für  das  geworbene  Volk 
herbeizuschaffen,  seien  vergeblich  gewesen.  Sie  seien 
jetzt  ratlos  und  wüßten  nicht  mehr  ein  noch  aus. 

ln  Königsberg  aber  glaubte  man  ein  sicheres  Mittel 
zur  Abhilfe  zu  wissen.  Auch  in  Preußen  hatte  der 
Krieg  viel  Geld  verschlungen,  hier  aber  war  das  ge- 
lungen, was  in  der  Mark  vergeblich  versucht  worden 
war:  Die  Stände  hatten  die  Einführung  der  General- 
mittel in  den  Städten  bewilligt.  Hier  war  das  Projekt 
Sigismund  von  Götzes  zur  Ausführung  gelangt;  die 
preußische  Steuerordnung  vom  7.  Juni  1627  ist  ein 
wörtlicher  Abdruck  des  1621  für  die  Mark  entworfenen 
Tarifs,  soweit  er  sich  auf  die  Städte  bezieht  '^).  Die 
Steuersätze  waren  natürlich  den  veränderten  Verhält- 
nissen angepaßt,  aber  die  Grundlage  bildete  auch  hier 
4’/r.  ”/o  des  Wertes.  Diese  Generalmittel  hatten  sich 
bis  jetzt  im  Herzogtum  Preußen  ausgezeichnet  bewährt, 
die  rheinischen  Provinzen  gaben  ein  glänzendes  Zeugnis 
für  die  segensreichen  Folgen  der  indirekten  Steuern, 
sollte  ihre  Durchführung  in  der  Mark  nicht  doch  noch 
möglich  sein?  Wahrscheinlich  hatte  der  jetzt  allmächtige 
Minister  Graf  Schwartzenberg,  der  am  kurfürstlichen 
Hoflager  in  Königsberg  weilte,  das  meiste  für  die  Ein- 
führung der  Generalmittel  in  Preußen  getan,  er  wird 

1)  Relation  d.  d.  30.  Juni/10.  Juli. 

2)  In  Preußen  gebrauchte  Generalmittel.  Gedruckte  Akzise- 
Ordnung.  G.  St.  A.  Rep.  21.  35a. 
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auch  jetzt  den  Kurfürsten  zu  einem  erneuten  Versuch 
in  der  Kurmark  bestimmt  haben  *). 

Am  27.  Juli  1627  erging  an  den  neuen  Statthalter 
Markgrafen  Sigismund  und  an  Kanzler  und  Geheime 
Räte  zu  Cölln  der  Befehl,  den  Ständen  noch  einmal 
die  Vorlage  zu  unterbreiten  % Die  Ansicht  der  Stände, 
das  Land  könne  jetzt  ohne  Heer  auskommen,  da  es  ja 
unter  sicherem  Schutze  der  kaiserlichen  Völker  stehe, 
weist  der  Kurfürst  energisch  ab.  Die  Unterhaltung  des 
Volkes  sei  unumgänglich  notwendig;  würde  es  entlassen, 
so  könne  man  weder  die  kaiserliche  noch  die  dänische 
Soldateska  an  der  Einnahme  der  Festungen  hindern. 
Was  hätten  die  Stände  dann  gewonnen?  Die  Fremden 
würden  sicherlich  noch  mehr  Truppen  in  die  festen 
Plätze  legen.  Dann  aber  würden  die  Feinde  sie  schon 
dazu  zwingen,  Mittel  zum  Unterhalt  zu  beschaffen,  die 
sie  jetzt,  da  es  doch  das  Wohl  des  Landesfürsten  gelte, 
verweigerten.  Die  Kontribution  müsse  aufgebracht 
werden,  denn  sonst  hätten  die  Bewohner  des  unglück- 
lichen Landes  unter  den  Meutereien  der  Soldaten  noch 
viel  schwerer  zu  leiden.  Beharrten  die  Stände  bei  ihrer 
Weigerung,  so  sehe  sich  der  Kurfürst  zu  einem  Ausweg 

1)  4.,  14.  September  1627  schreibt  der  Kurfürst  an  Schwartzen- 
berg: »Euch  ist  bewußt,  was  wir  wegen  Einführung  der  Qeneral- 
mittel  in  unserer  Kur  Brandenburg  an  unseren  Kanzler  und  ge- 
heimbte  Räte  zu  Cölln  an  der  Spree  abgehen  lassen«.  Q.  St.  A. 
Rep.  21.  35  a. 

2)  Kurfürst  Georg  Wilhelm  an  Kanzler  und  Geheime  Räte 
d.  d.  Königsberg  17. /27.  Juli  1627.  G.  St.  A.  Rep.  21.  35  a.  Dieser 
Versuch  ist  Cosmar,  a.  a.  O.  S.  341,  bekannt:  »Daher  schlug 
Schwartzenberg  (im  Jahre  1627)  . . . dieselben  Hülfsquellen  vor, 
die  nachgehends  der  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  wirklich  eröff- 
nete  . . .;  eine  ordentliche  Kriegsmacht  und  zum  Unterhalt  der- 
selben eine  hinreichende  Einnahme  vermittelst  der  Accise«. 


' genötigt,  vor  dessen  unberechenbaren  Folgen  er  bisher 

[ zurückgeschreckt  sei.  Denn  was  für  Frommen  es  dem 

I Lande  und  ihm  bringen  würde,  wenn  der  Soldateska 

j;  bestimmte  Orte  angewiesen  würden,  aus  denen  sie 

I ihren  Unterhalt  »manu  militari«  zu  holen  hätten,  das 

I sei  leicht  zu  ermessen.  Bevor  man  zu  diesem  Äußersten 

I schreite,  müsse  noch  einmal  der  Versuch  gemacht 

werden,  die  Mittel  für  das  Heer  auf  geordnetem  Wege 

; zu  beschaffen.  Für  ihn  stehe  es  unumstößlich  fest, 

I daß  es  heute  anders  um  sein  Land  bestellt  sein  würde, 

I wenn  die  Stände  1623  die  Einführung  der  Generalmittel 

bewilligt  hätten.  Der  Zeitpunkt  sei  für  eine  solche 
[ Reform  sehr  geeignet,  denn  das  Beispiel  »anderer 

; fremder  Königreiche,  Fürstentümer  und  Republiken« 

beweise  deutlich,  daß  sich  indirekte  Steuern  im  Frieden 
nicht  so  leicht  einführen  ließen  als  in  Kriegszeiten. 

Die  Ausführung  des  Planes  war  freilich  bedeutend 
schwieriger  als  vor  vier  Jahren.  Jetzt  hatte  nicht  der 
[,  Kurfürst  im  Lande  zu  befehlen,  sondern  die  kaiserlichen 

|-  Offiziere.  Diese  mußten  zunächst  gewonnen  werden. 

Deshalb  sollte  mit  der  Einführung  in  den  Orten  be- 
gonnen werden,  in  denen  kaiserliche  Besatzung  lag. 

Wenn  man  den  Befehlshabern  versicherte,  daß  es  nicht 
auf  ihren  Schaden  abgesehen  sei,  sondern  daß  aus  den 
Einkünften  dieser  Steuer  zunächst  ihre  Ansprüche  be- 
friedigt werden  sollten,  so  hoffte  der  Kurfürst,  sie  würden 
nicht  nur  keine  Opposition  machen,  sondern  das  Unter-  | 

nehmen  kräftig  unterstützen.  Das,  was  nach  Abzug 
der  kaiserlichen  Kontribution  übrig  blieb,  sollte  zum 
' Unterhalte  des  eigenen  Volkes  angewendet  werden. 

Der  größte  Gewinn  dieser  Neuerung  war  für  die  Zu- 
kunft zu  erwarten,  ln  Friedenszeiten,  so  hoffte  der 
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Kurfürst,  werde  eine  solche  Steuer  nicht  nur  die  Be- 
dürfnisse des  Landesherren  decken,  sondern  auch  zur 
Befriedigung  der  Gläubiger  des  ständischen  Kreditwerks 
ausreichen. 

Die  Verwaltung  der  neuen  Steuer  sollte  kurfürst- 
lichen Beamten  übertragen  werden.  Um  den  Unter- 
tanen aber  allen  Grund  zum  Mißtrauen  zu  nehmen, 
sollten  aus  jedem  Orte  einige  Einwohner  als  Einnehmer 
hinzugezogen  werden.  Die  Anlegung  des  Steuertarifs 
blieb  den  Geheimen  Räten  überlassen,  doch  empfahl 
ihnen  der  Kurfürst  die  preußische  und  clevische  Steuer- 
Ordnung  hierbei  als  Vorbild  zu  nehmen,  ln  Zweifels- 
fällen sollte  der  Geheime  Rat  und  Hauptmann  zu  Gram- 
zow,  Sigismund  von  Götze,  den  Ausschlag  geben,  da 
er  mit  dieser  Materie  wohl  vertraut  sei  und  ihnen  die 
Sache  wesentlich  erleichtern  werde. 

Gegen  diesen  kurfürstlichen  Befehl  erhob  sich  nun 
aber  der  heftigste  Widerstand  im  Geheimen  Rate  selbst. 
Der  Kanzler  Dr.  Friedrich  Pruckmann  zeigte  sich  als 
der  eifrigste  Gegner  der  Generalmittel.  Schon  im  Juni 
1626  hatten  sich  Bürgermeister  und  Rat  seiner  Heimat- 
stadt Frankfurt  vertrauensvoll  an  ihn  gewandt  und  ihn 
um  die  Erlaubnis  gebeten,  von  allen  Waren,  die  in  der 
Stadt  verkauft  würden,  eine  Abgabe  erheben  zu  dürfen. 
Eine  solche  Steuer  bedeutete  für  die  Handelsstadt  Frank- 
furt eine  ganz  wesentliche  Erleichterung,  denn  die  vielen 
fremden  Kaufleute,  die  auf  den  berühmten  Messen  zu- 
sammenkamen, hätten  dann  zur  Steuerquote  der  Stadt 
beitragen  müssen.  Es  ist  daher  erklärlich,  daß  in  diesem 
Punkte  einmal  völlige  Einigkeit  zwischen  der  gesamten 
Bürgerschaft  und  dem  Rate  herrschte  ').  Trotz  der  Ver- 

1)  Bürgermeister  und  Rat  zu  Frankfurt  an  den  Kanzler  Herrn 
Pruckmann  d.  d.  6./16.  Juni  1626.  Q.St.A.  Rep.  21.  35a. 
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Sicherung  der  Frankfurter,  daß  ihre  Stadt  nur  durch 
ein  solches  Mittel  vor  nahem  Verderben  gerettet  werden 
könne,  hatte  der  Kanzler  ihre  Bitte  unbeachtet  gelassen. 

jetzt  glaubte  der  Fünfundsechzigjährige  sein  ge- 
liebtes Vaterland,  mit  dem  er  so  eng  verwachsen  war, 
für  dessen  Wohl  und  Wehe  er  sich  für  verantwortlich 
hielt,  vor  einer  so  verderblichen  und  gottlosen  Steuer 
bewahren  zu  müssen,  ln  einem  wahrhaft  ergreifenden 
Schreiben  bot  er  seinen  ganzen  Einfluß  und  seine 
glänzende  Beredsamkeit  auf,  um  den  Kurfürsten  von 
seinem  unseligen  Plane  abzubringen  ^).  Der  fromme 
Mann,  der  seit  fünf  Monaten  sein  Arbeitszimmer  nur 
verlassen  hat,  um  in  der  Kirche  neuen  Mut  zu  fassen, 
und  dessen  größter  Jammer  es  ist,  daß  ihn  die  ab- 
nehmenden Kräfte  auch  bald  daran  hindern  werden, 
drohte  unter  der  Last  seines  schweren  Amtes  zusammen- 
zubrechen. Nur  sein  Pflichtgefühl  und  sein  Eid,  den 
er  dem  Kurfürsten  geschworen,  halten  ihn  noch  auf- 
recht und  zwingen  ihn  zu  diesem  unangenehmen  Schritt. 

»Die,  et  salvasti  animam  tuam«,  nach  diesem  Worte 
des  Propheten  müsse  er  handeln,  sonst  würde  er,  der 
langsam  dem  Grabe  zuwanke,  im  Jenseits  keine  Ruhe 
finden.  Er  habe  sich  vorgenommen,  so  zu  handeln, 
daß  er  den  allgemeinen  Fluch  nicht  vorsätzlich  auf  sich 
lade,  »widerfährt  er  mir  dann  ohne  mein  Verschulden, 
so  ists  leicht  zu  tragen«. 

Er,  der  zweithöchste  Beamte  des  Staates,  war 
davon  überzeugt,  daß  Generalmittel  eine  hochschädliche 
Steuer  seien ; seine  Gründe  zur  Ablehnung  aber  waren 

1)  Der  Kanzler  Pruckmann  an  den  Kurfürsten  Georg  Wilhelm 
d.  d.  13.  August  1627.  Eigenhändiges  Konzept  und  Mundum. 
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reinere,  edlere  als  die  der  Ritterschaft.  Nicht  weil  sie 
ihm  nicht  »bequemlich«  wäre,  verwirft  er  die  Neuerung, 
sondern  weil  sie  bei  Gott  und  Menschen  allezeit  wegen 
ihrer  unerträglichen  Last  sehr  verhaßt  gewesen  sei  und 
weil  sie  die  Gaben  Gottes,  die  zum  Gebrauche  des 
Menschen  geschaffen  sind,  beschweren  »und  ihm  gleich- 
sam aus  dem  Munde  ziehen«.  Vor  allen  Dingen  aber 
glaubte  er  der  Ansicht  des  Kurfürsten  entgegentreten 
zu  müssen,  daß  Generalmittel  in  Kriegszeiten  eingeführt 
werden  müßten.  Zunächst  habe  man  das  Vermögen 
eines  Landes  zu  prüfen,  ln  einem  unvermögenden  Lande 
eine  solche  Steuer  einführen  zu  wollen,  das  sei  vergeb- 
liche und  verlorene  Arbeit.  Die  Mark  aber  sei  arm 
gewesen,  seitdem  sie  zum  Christentum  bekehrt  worden. 

Dann  entwirft  der  völlig  entmutigte  Kanzler  ein 
düsteres  Gemälde  von  dem  Zustand  seines  guten,  jetzt 
aber  hochbetrübten  Landes,  dessen  traurige  Verwüstung 
ihm  das  Herz  zerreißt.  Alles  erscheint  ihm  grau  in  grau. 
Mit  den  armen  Leuten  sei  so  umgegangen,  daß  sich  nach 
dem  Berichte  des  Kommissars  aus  Frankfurt  kaum  noch 
ein  Mensch  in  den  Dörfern  werde  finden  lassen.  Die 
Feinde  halten  keine  Kapitulation,  wenn  sie  auch  mit  einem 
zehnfachen  Eide  bekräftigt  wäre.  Treu  und  Glauben  sind 
dahin  geschwunden;  keiner  zahlt  dem  anderen,  denn  es 
ist  nirgend  jemand  zu  finden,  der  noch  Geld  hätte.  Schöße 
werden  schon  längst  nicht  mehr  gegeben,  Witwen  und 
Waisen  schicken  die  kläglichsten  Supplikationen  ein, 
»daß  einem  die  Augen  übergehen,  wenn  man  sie  lieset: 
Haben  nicht,  davon  sie  leben  sollen,  und  mögen  doch 
nichts  ausrichten.  Denn  es  ist  nichts  vorhanden,  davon 
man  ihnen  geben  kann«.  Wegen  der  Unsicherheit  der 
Straßen  und  aus  Mangel  an  Geld  liege  Handel  und 
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Wandel  total  danieder.  All  die  Angst,  Trübsal  und 
Herzeleid  aufzuzählen,  sträube  sich  die  Feder. 

Kein  Lichtbild  in  der  ganzen  Schilderung.  Als 
dumpfer  Refrain  ertönt  dazwischen  von  Zeit  zu  Zeit 
die  bange  Frage:  »Wovon  wollen  denn  die  General- 
mittel genommen  werden?«  In  den  Städten,  in  denen 
Garnisonen  lagen,  mußten  ja  die  Bürger  ihre  Viktualien 
den  gemeinen  Soldaten,  ihr  Geld  den  Offizieren  um- 
sonst hingeben.  Dadurch  waren  schon  viele  so  zur 
Verzweiflung  getrieben  worden,  daß  sie  ihrem  Leben 
ein  Ende  gemacht  hatten;  »was  aber  will  wohl  werden, 
wenn  nun  die  Generalmittel  dazu  kommen  sollen?« 
Den  höchsten  Grundsatz  jedes  guten  und  geordneten 
Staatswesens  ruft  der  Kanzler  seinem  Herren  in  die 
Erinnerung:  »Salus  populi  suprema  lex  esto«.  Er  be- 
schwört ihn,  danach  zu  handeln,  damit  er  am  jüngsten 
Tage  bestehen  könne,  wenn  es  heiße:  »Tu  Rechnung 
von  deinem  Haushalten«. 

Der  Kanzler  kannte  die  »befreundete«  kaiserliche 
Armee  besser  als  der  Kurfürst  im  fernen  Preußen.  Er 
wußte  wohl,  daß  man  sie  nur  veranlassen  würde,  sich 
noch  länger  im  Lande  aufzuhalten,  wenn  man  es  ihr 
erleichterte,  sich  ihren  Unterhalt  zu  verschaffen.  Voll- 
kommen ausgeschlossen  aber  war  es,  daß  noch  etwas 
für  die  kurfürstlichen  Söldner  bleiben  würde.  Wenn 
man  dem  kaiserlichen  Heere  eine  solche  Hülfsquelle 
eröffnet  hatte,  so  schöpfte  es  sie  auch  bis  zum  Grunde 
aus;  die  Heerführer  hätten  schon  dafür  zu  sorgen  ge- 
wußt, daß  ihnen  die  Mittel  nachgesandt  würden,  wenn 
sie  das  Land  verlassen  mußten.  Das  Beispiel  anderer 
Länder  ließ  sich  nun  freilich  auf  die  Mark  Brandenburg 
nicht  anwenden.  Wenn  diese  Steuer  in  Preußen  etwas 
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abwarf,  so  war  zu  bedenken,  daß  dieses  Land  fast 
schuldenfrei  war,  während  auf  der  Mark  eine  Schulden- 
last von  Millionen  haftete.  Wenn  Holland  große 
Summen  durch  die  Oeneralmittel  zusammen  brachte, 
so  war  das  kein  Wunder.  Die  Stadt  Amsterdam  allein 
sollte,  wie  man  sagte,  die  Kurmark  an  Menschen  über- 
treffen. In  einem  Lande,  wo  Tausende  ihre  Waren 
vom  Markte  bezögen  oder  in  Wirtshäusern  lebten,  wo 
Handel  und  Wandel  in  voller  Blüte  stehe,  da  dürfe 
man  wohl  ein  solches  Experiment  wagen.  Wie  aber 
stehe  es  in  der  Mark  um  Konsumtion  und  Handel ! 
Bei  weitem  die  meisten  Einwohner  hätten  ein  Stückchen 
Acker  oder  Garten  und  trieben  Viehzucht;  damit  er- 
nährten sie  sich  so  gut  es  eben  gehen  wollte.  Das 
Wenige,  was  auf  dem  Markte  zugekauft  werde,  habe 
dagegen  so  gut  wie  garnichts  zu  bedeuten.  Allein 
um  die  Zinsen  für  die  Landschaftsschuiden  aufzubringen, 
müßten  jährlich  200000  Thlr.  einkommen,  ungerechnet 
die  vielen  Tausend,  die  noch  an  Zinsen  ausständen. 
Nach  seiner  Kenntnis  des  Handels  und  Verkehrs  in 
der  Mark,  hielt  der  Kanzler  es  für  unmöglich,  daß  durch 
die  Generalmittel  auch  nur  die  Zinsen  einkommen 
könnten,  ganz  davon  zu  schweigen,  daß  man  noch  ein 
Heer  dafür  unterhalten  könne.  Es  müßten  also  neben 
den  neuen  Abgaben  unbedingt  die  alten  Steuern  be- 
stehen bleiben;  das  könne  das  Land  unmöglich 
ertragen.  Dem  Beredten  strömen  immer  neue  Bilder 
zu.  Durch  warnende  Beispiele  aus  dem  alten  Testa- 
ment sucht  der  Bibelfeste  den  Landesfürsten  von 
einem  allzustraffen  Anspannen  der  Steuerschraube  ab- 
zuhalten. Ja,  er  sieht  schon  das  Schicksal  der  durch 
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den  zehnten  Pfennig  des  furchtbaren  Alba  ausgesogenen 
Niederlande  über  seine  Heimat  hereinbrechen. 

Was  aber  sollte  geschehen,  wenn  man  die  alten 
Vor-  und  Pfund-,  Hufen-  und  Giebelschöße,  Mahl-  und 
Bierziesen  plötzlich  aufhob?  Das  konnte  ja  leicht  ge- 
schehen, aber  welche  Garantie  hatte  man,  daß  die  neuen 
Auflagen  auch  nur  den  allernötigsten  Bedarf  deckten? 
Die  alte  Art  zu  steuern  sei  dann  ohne  Aufruhr  nicht 
wieder  einzuführen.  Was  sei  also  die  Folge?  Grade 
das,  was  der  Kurfürst  habe  verhindern  wollen;  die 
Leute  im  Lande  würden  um  ihr  Vermögen  kommen, 
das  sie  bei  den  ständischen  Kassen  so  sicher  angelegt 
zu  haben  glaubten,  »worunter  so  viel  Witwen  und 
Waisen  sind,  deren  Seufzen  und  Tränen  hinauf  gegen 
Himmel  steigen«.  Diese  Unsicherheit  des  Ertrages 
sei  nur  durch  ein  Mittel  zu  heben,  das  man  auch  in 
Holland  anwende;  Man  müsse  die  Einkünfte  verpachten. 
Dagegen  aber  sträubte  sich  der  redliche  Sinn  des  treuen 
Kanzlers.  Ein  solches  Amt  durfte  nur  einem  durchaus 
zuverlässigen,  ehrlichen,  vermögenden  und  rechtlich 

denkenden  Manne  anvertraut  werden.  Wie  aber  wollte 
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man  den  finden?  überall  ging  unter  den  Kriegsgräueln 
Gottesfurcht,  Zucht,  Ehrbarkeit  und  Tugend  verloren. 
Wehe  aber  dem  armen  Volke,  in  dem  solche  Macht- 
befugnisse von  schlimmen  Leuten  ausgeübt  werden, 
die  weder  Gewissen  noch  Güter  haben! 

Zum  Schlüsse  warnte  der  treue  Diener  seinen 
Herrn  nochmals  aufs  eindringlichste,  sich  nicht  mit 
dem  »Seufzen,  Heulen  und  Weinen«  der  Untertanen 
zu  beladen.  Sollte  aber  der  Kurfürst  wider  seinen  ge- 
treuen Rat  doch  auf  seinem  Vorhaben  beharren,  so  bat 
er  um  die  Gnade,  ihn  davon  zu  lassen.  Auf  dergleichen 
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Dinge  habe  er  sich  sein  Lebtag  nicht  gelegt,  sie  ge- 
hörten auch  eigentlich  vor  Kammer-  und  Rentmeister: 
»Kann  mich  daher  hiermit  gar  nicht  behelfen«. 

Diese  letzten  Worte  sind  der  Grundton  des  ganzen 
Schreibens.  Alles  was  der  Kanzler  in  seiner  langen 
Denkschrift  gegen  die  Generalmittel  anführte,  war  durch- 
aus stichhaltig.  Er  übersah  aber  vollkommen  die  un- 
bestreitbaren Vorteile  der  neuen  Steuer  vor  dem  alten 
System.  Gewiß,  auch  diese  Steuer  hatte,  wie  alle,  ihre 
großen  Schattenseiten;  es  kam  eben  darauf  an,  diejenige 
zu  wählen,  die  die  wenigsten  Härten  in  sich  trug. 
Alles  was  der  Kanzler  sagte  war  nur  negativ;  einen 
positiven  Rat  konnte  der  Unglückliche,  dem  die  Kriegs- 
wirren über  dem  Kopfe  zusammen  schlugen,  auch  nicht 
geben.  Eines  solchen  aber  bedurfte  der  Kurfürst.  Kein 
Wunder  also,  daß  der  Herzenserguß  des  Kanzlers  in 
Königsberg  durchaus  seine  Wirkung  verfehlte.  Die 
Geheimen  Räte  hatten  ihre  Rolle  überhaupt  ausgespielt, 
jetzt  galt  nur  noch  der  Wille  eines  Mannes,  des  Heer- 
meisters des  Johanniterordens,  Graf  Adam  zu  Schwartzen- 
berg. Ihm,  der  grade  auf  dem  Wege  nach  Mühlhausen 
war,  um  als  brandenburgischer  Gesandter  am  Kur- 
fürstentag teilzunehmen,  übersandte  der  Kurfürst  das 
Schreiben  seines  Kanzlers.  Da  er  mit  der  Beschaffen- 
heit der  ganzen  Angelegenheit  am  besten  vertraut  sei, 
solle  er  alles  zur  Einführung  nötige  anordnen ; er  werde 
schon  jeden  Widerstand  zu  überwinden  wissen  ^). 

Ende  November  1627  wurde  den  Deputierten  der 
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Landstände  die  kurfürstliche  Proposition  überschickt  *). 
Die  Regierung  ging  äußerst  zaghaft  vor.  Erst  nachdem 
der  Kurfürst  erklärt  hatte,  er  stelle  es  den  Ständen 
anheim,  sich  über  die  Aufbringungsart  des  Geldes  selbst 
zu  einigen,  wagte  er  es,  ihnen  seinen  Wunsch  vorzu- 
tragen. Es  schien  fast,  als  wolle  er  die  Stände  um 
Entschuldigung  bitten,  daß  er  sich  überhaupt  erkühne, 
ihnen  seine  unmaßgebliche  Ansicht  vorzutragen.  Er 
habe  dem  »Werke«  auch  etwas  nachgedacht  und  sei 
dabei  zu  dem  Resultat  gekommen,  daß  man  nicht  leichter 
und  schneller  zu  Geld  gelangen  könne,  als  wenn  man 
auf  Import,  Export,  Konsum,  Handel  und  Nahrung  jeder 
Art  eine  nach  dem  Werte  der  Gegenstände  fixierte  Ab- 
gabe setze.  Als  ein  besonderer  Vorteil  dieser  neuen 
Auflage  wurde  jetzt  vor  allen  Dingen  gepriesen,  daß 
die  Steuerzahler  sie  nicht  so  schwer  empfinden  würden, 
da  sie  ja  nur  in  ganz  geringen  Posten,  in  Groschen 
und  Pfennigen,  zusammen  gebracht  werde.  Wie  anders 
sei  doch  diese  Steuer  als  die  alten  Schöße,  bei  denen 
die  Bürger  gleich  mehrere  Thaler  mit  einem  Male  zahlen 
sollten,  die  doch  viele  nicht  bei  einander  hätten.  Bei 
den  Generalmitteln  würden  sie  es  gleichsam  gar  nicht 
inne,  daß  sie  überhaupt  Steuern  zahlen  müßten.  Vor 
allen  Dingen  aber  würden  ja  die  verhaßten  militärischen 
Exekutionen  fortfallen  und  damit  der  Grund  zu  den 
häufigen  Unruhen.  Aber  welche  erfreulichen  Aussichten 
schien  diese  Reform  außerdem  zu  bieten.  Wenn 
erst  die  Häuser  und  Ländereien  von  den  drückenden 
Schößen  befreit  waren,  so  durfte  man  auf  einen  neuen 
Aufschwung  der  Bautätigkeit  und  des  Ackerbaues  hoffen. 

1)  Proposition  für  die  Deputierten  der  Landstände.  19./29, 
November  1627.  Rep.  20  F. 
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Sobald  aber  Stadt  und  Land  erst  wieder  ein  freund- 
licheres Bild  zeigten,  konnte  man  auch  auf  eine  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  durch  Ansiedlung  von  Frem- 
den rechnen.  Nun  aber  galt  es  vor  allen  Dingen  die 
»sorglichen  Gedanken«  der  Herren  Stände  zu  beruhigen 
und  ihnen  möglichst  weit  entgegenzukommen , denn 
sonst  war  ja  jeder  Erfolg  von  vornherein  ausgeschlossen. 
Was  den  Ständen  am  meisten  Sorge  machte,  das  sprach 
im  Jahre  1667  auf  einem  Deputationstage  in  Seehausen 
der  Bürgermeister  von  Salzwedel  allen  aus  der  Seele ') : 
»Man  darf  nie  in  einen  modus  contribuendi  willigen, 
durch  den  das  Quantum,  das  der  Kurfürst  begehrt, 
immer  aufgebracht  werden  kann  und  durch  den  den 
armen  Ständen  die  Libertät  genommen  wird«.  Die 
Aufbringung  von  Steuern  hatte  ja  überhaupt  nur  in  der 
»treuherzigen  Gutwilligkeit  der  Stände«  ihren  Ursprung, 
deshalb  mußte  der  Kurfürst  sie  höflichst  darum  bitten, 
das  nötige  Quantum  zu  bewilligen,  ln  welche  »ewige 
Knechtschaft«  aber  hätte  diese  neue  Steuer  die  Herren 
Stände  gestoßen.  »Per  modum  imperativum«  konnten 
sie  zu  allem  gezwungen  werden,  was  dem  Landesherren 
nur  gefällig  war.  Die  Ansicht  der  Stände  war  der  Re- 
gierung zur  Genüge  bekannt.  Es  wurde  deshalb  ver- 
sichert, der  Kurfürst  denke  gar  nicht  daran,  diese  Steuer 
zu  einer  immer  währenden  zu  machen,  oder  gar  die 
Gelder,  die  durch  diese  Anlage  zusammengebracht 
würden,  in  eigene  Verwaltung  zu  nehmen.  Solche  Sorge 
könnten  die  Getreuen  getrost  aufgeben;  sie  sollten  nur 
Vertrauen  zu  ihrem  guten  Landesherren  fassen,  der 
diese  Steuer  sofort  wieder  aufheben  würde,  sobald  die 


1)  Rep.  21. 1 a 
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Herren  Stände  es  für  gut  befänden.  Vor  allen  Dingen 
aber  dürften  sie  nicht  glauben , der  Kurfürst  begehre 
auch  nur  einen  Pfennig  davon  für  seinen  Privatnutzen; 
ganz  im  Gegenteil,  er  gebe  ja  damit  seine  Steuerfreiheit 
selbst  preis.  Endlich  folgte  noch  das  wichtige  Zuge- 
ständnis des  Kurfürsten,  daß  er  nicht  beabsichtige,  die 
Einnahme  des  Geldes  durch  seine  Beamten  verrichten 
zu  lassen.  Nein,  die  Stände  dürften  so  viel  oder  so 
wenig  Leute  an  jedem  Orte  dazu  anstellen,  wie  es  ihnen 
beliebe.  Die  Anlage,  Erhöhung  oder  Erniedrigung  der 
Taxe  solle  ganz  ihnen  überlassen  bleiben.  Nur  einen 
Vorbehalt  machte  der  Kurfürst,  bei  der  Rechnungsab- 
nahme sollten  ein,  zwei  oder  drei  kurfürstliche  Räte 
oder  Bediente  zugegen  sein,  nur  zur  Kontrolle,  um  zu 
sehen,  ob  das  Geld  auch  zu  dem  Zweck  verwandt 
werde,  zu  dem  es  bestimmt  sei. 

Wie  ganz  anders  klang  diese  Proposition  als 
das  Schreiben  des  Kurfürsten  an  den  alten  Kanzler 
Pruckmann.  Sollte  sich  seine  Ansicht  wirklich  so  schnell 
geändert  haben?  Wohl  kaum.  Dies  weite  Entgegen- 
kommen gegen  die  Stände  war  offenbar  nur  ein  Schach- 
zug. War  die  Steuer  erst  einmal  eingeführt,  so  war 
es  ein  leichtes,  nach  und  nach  auch  die  Verwaltung  in 
die  Hand  zu  bekommen,  und  an  Aufhebung  war  natür- 
lich gar  nicht  mehr  zu  denken. 

Ein  so  schwächliches  Auftreten  aber  war  nun 
wahrlich  nicht  dazu  geeignet,  den  Widerstand  der  Stände 
zu  brechen.  Ihre  Antwort  lautete  wie  voraus  zu  sehen 
war;  sie  bedankten  sich  beim  Kurfürsten,  daß  er  ihnen 
die  Art  der  Steuerbeitreibung  nochmals  freigelassen 
habe.  Nur  so  nebenbei,  aus  Höflichkeit,  gingen  sie 
dann  in  ihrer  Erklärung  noch  auf  den  Vorschlag  der 
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Regierung  ein.  Zunächst  kam  natürlich  der  unvermeid- 
liche Vorwand;  sie  erklärten,  darauf  könnten  sie  offiziell 
gar  keine  Antwort  erteilen,  da  sie  erst  ihre  Auftraggeber 
darum  befragen  müßten.  Ihre  persönliche  Ansicht  war 
dagegen  noch  die  gleiche  wie  vor  vier  Jahren;  sie  waren 
immer  noch  der  Meinung,  eine  Änderung  sei  absolut 
unnötig. 

Die  Regierung  hatte  jetzt  mehr  zu  tun,  als  sich  mit 
den  Ständen  herumzuschlagen.  Namentlich  Schwartzen- 
berg vertrat  die  Ansicht,  wenn  die  Stände  die  nötigen 
Mittel  zum  Unterhalt  des  Heeres  nicht  bewilligten,  so 
sei  der  Landesherr  berechtigt  sie  ohne  Bewilligung 
beizutreiben  ^).  Der  Kurfürst  erklärte  den  Deputierten, 
er  wolle  weiter  nicht  in  sie  dringen,  die  neue  Steuer 
anzunehmen.  Mit  einem  untertänigen  Dank  der  Stände 
für  das  Wohlwollen  ihres  Landesherrn  schloß  die  Tragi- 
komödie ^). 

Das  ständische  Prinzip  hatte  wieder  über  den  Staat 
triumphiert.  Das  Endergebnis  für  die  Steuerzahler  war: 
»Es  bleibt  alles  beim  Alten«. 


1)  Gebauer  S.  135. 

2)  Erklärung  der  Stände  25.  November/5.  Dezember  1627. 
Rep.  20  F. 
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4.  Abschnitt. 

Die  erste  Einführung  der  Generalmittel  in  den 
Städten  der  Mittelmark,  Uckermark,  Prignitz  und 
Grafschaft  Ruppin  im  Jahre  1631. 

Vier  Jahre  lang  ruhten  die  Reformgedanken.  Nur 
ein  ganz  außerordentliches  Ereignis  konnte  die  Re- 
gierung bewegen,  nochmals  an  diese  schwierige  Frage 
heranzutreten.  Im  Mai  und  Juni  1631  schloß  Georg 
Wilhelm  die  Verträge  mit  Gustav  Adolf  ab,  denen  zu 
Folge  er  den  schwedischen  Truppen  das  feste  Span- 
dau einräumen  und  monatlich  30000  Thlr.  für  ihren 
Unterhalt  bewilligen  mußte.  Nun  stand  man  wieder 
vor  der  alten  quälenden  Frage.  60000  Thlr.  waren 
monatlich  aufzubringen,  denn  auch  der  Kurfürst  hatte 
seine  Armee  vergrößern  müssen.  Wieder  war  es  allen 
klar,  daß  dies  Geld  jetzt  noch  viel  weniger  auf  die  alte 
Weise  aus  dem  Lande  geholt  werden  konnte  wie  im 
Jahre  1627,  und  wieder  wie  damals  griff  die  Regierung 
zum  letzten  Mittel:  Einführung  der  Generalmittel.  Wie 
aber  sollte  man  das  bei  den  Ständen  durchsetzen? 
Zweimal  war  es  versucht  worden,  beide  Male  war  es 
vollkommen  gescheitert.  Jetzt  verfielen  die  Geheimen 
Räte  auf  ein  äußerst  glückliches  Auskunftsmittel.  Da 
die  bisherigen  Versuche  am  Widerstreben  des  Ober- 
standes gescheitert  waren,  so  mußte  man  diesen  jetzt 
ganz  aus  dem  Spiele  lassen,  er  würde  ja  doch  nie  seine 
Einwilligung  gegeben  haben.  Der  Kurfürst  ließ  deshalb 
nur  die  Städte  der  Mittel-  und  Uckermark,  Prignitz  und 
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Grafschaft  Ruppin  auffordern,  ihre  Abgeordneten  nach 
Berlin  zu  senden,  um  zu  beratschlagen,  wie  das  Geld 
aufgebracht  werden  könne.  Dieser  Versuch  glückte 
über  Erwarten  gut.  Die  völlig  erschöpften  Städte  er- 
klärten sich  zur  Annahme  des  kurfürstlichen  Vorschlages 
bereit. 

Am  2Q.  Juli  1631  wurde  die  Urkunde  über  die 
»kurfürstlichen  Lizente  in  den  Städten«  abgefaßt,  die 
erste  Akziseordnung  der  Mark  Brandenburg’).  Den 
Namen  Generalmittel  hatte  man  aufs  sorgfältigste  ver- 
mieden, denn  er  war  im  ganzen  Lande  verhaßt,  und 
deshalb  hatte  Georg  Wilhelm  schon  im  Jahre  1623 
gewünscht,  daß  man  eine  andere  Bezeichnung  dafür 
wählen  möchte  ^).  Das  Dokument  war  wahrscheinlich 
ein  Werk  des  vor  kurzem  neu  geschaffenen  Geheimen 
Kriegsrats.  Es  wurde  entworfen  in  Gegenwart  des 
Kurfürsten,  des  Statthalters  Markgrafen  Sigismund,  des 
Kanzlers  Sigismund  von  Götze,  der  Geheimen  Räte 
Levin  von  dem  Knesebeck  und  Kurd  Bertram  von  Pfuel 
und  des  Obristen  Burgstorff. 

Neun  der  wichtigsten  Konsum-  und  Exportartikel 
sollten  versteuert  werden.  Fleisch,  Bier,  Roggen  und 
Weizen,  fremde  Weine,  Birken-,  Eichen-,  Erlen-  und 
Fichtenholz.  Außerdem  wurde  ein  Ausfuhrzoll  auf  die 
bedeutendste  Industrie  des  Landes  geschlagen:  auf 
Tuch  und  Wolle. 

Die  Steuersätze  waren  bedeutend  höher  als  in  dem 
Entwurf  des  Jahres  1621.  Vom  Pfund  Fleisch  betrug 
die  Abgabe  einen  Pfennig,  d.  h.  ca.  11%  des  Wertes, 

1)  Rep.  21.35  a.  Siehe  Beilage. 

2)  Der  Kurfürst  an  den  Kanzler  Pruckmann.  11./21.  März 

1623. 


vom  Haufen  Holz  6 sgr.  oder  ca.  5 ”/o,  von  der  Gerste 
für  ein  halbes  Brauen  außer  der  bisherigen  Ziese  2 Thlr., 
ca.  23  ”/o  ’).  Die  Abgabe  vom  Bier  hatte  der  Produzent 
allein  zu  tragen , die  von  den  anderen  Gegenständen 
durfte  dagegen  wahrscheinlich  zum  Teil  auf  den  Kon- 
sumenten überwälzt  werden. 

Alle  Exemtionen  wurden  aufgehoben,  nur  dem  Adel 
sollte  es  gestattet  sein,  seine  Wolle  unversteuert  zu 
verschicken. 

Das  Einnahmegeschäft  in  der  Stadt  wurde  unter 
drei  Personen  geteilt.  Außer  dem  Rat  und  der  Bürger- 
schaft erhielt  auch  der  Kurfürst  das  Recht,  hierzu  einen 
Beamten  zu  ernennen,  der  namentlich  darauf  zu  achten 
hatte,  daß  das  eingenommene  Geld  nicht  etwa  für 
städtische  Zwecke  verwendet  wurde. 

Die  oberste  Verwaltung  dieser  Steuer  lag  nicht 
wie  bisher  in  den  Händen  der  Stände;  das  Geld  floß 
nicht  in  den  Städtekasten,  sondern  in  eine  kurfürstliche 
General-Kriegskasse  in  Berlin.  Hierher  war  aus  jeder 
Stadt  das  aus  den  indirekten  Abgaben  gelöste  Geld  zu 
senden,  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Quote  des  Ortes. 
Reichten  aber  die  Einkünfte  dieser  Kasse  nicht  aus,  so 
mußten  diejenigen  Städte,  die  die  geforderte  Summe 
durch  diese  indirekten  Abgaben  nicht  voll  aufgebracht 
hatten,  den  Rest  auf  die  alte  Weise  erheben.  Keine 

1)  Bei  diesen  Berechnungen  ist  die  Taxordnung  von  1623 
zu  Grunde  gelegt.  Mylius,  Const.  March.  V.  II.  587 ff.  Die  Durch- 
schnittspreise waren:  Für  Fleisch  8,9  pf,  die  Abgabe  1 pf.;  für 
Birken-,  Erlen-  und  Eichenholz  124  gr.,  die  Abgabe  6 gr. ; für 
Fichtenholz  84  gr.,  die  Abgabe  5 gr.  Gerste  kostete  11  gr.  pro 
Scheffel,  die  Abgabe  betrug  vom  halben  Brauen  ä 19  Scheffel 
2 Thlr.  Für  Getreide  läßt  sich  der  Prozentsatz  der  Abgaben  nicht 
genau  feststellen,  da  die  Preise  sehr  schwankend  waren. 


Stadt  durfte  das  Geringste  von  diesen  Gefällen  zurück- 
behalten. Überstiegen  die  Einnahmen  eines  Ortes  seine 
Quote,  so  kam  dieser  Überschuß  denjenigen  Städten 
zu  Gute,  die  ihr  Quantum  nicht  ganz  erreicht  hatten. 
Die  Einkünfte  dieser  Generalkasse  wurden  von  je  einem 
Beamten  des  Kurfürsten  und  der  Städte  verwaltet.  Die 
oberste  Kontrolle  stand  dem  Kurfürsten  zu,  der  es  sich 
vorbehielt,  in  bestimmten  Zwischenräumen  in  die  Städte 
seine  Visitatoren  zu  schicken  und  Rechnunglegung  von 
allen  Einnehmern  zu  fordern.  Über  Zuwiderhandelnde 
wurden  harte  Strafen  verhängt. 

Bei  der  Generalkasse  hatten  die  kurfürstlichen  und 
schwedischen  Offiziere  ihre  Ansprüche  geltend  zu 
machen.  Diese  Bestimmung  galt  jedoch  nicht  unein- 
geschränkt. Es  sollten  bisweilen  auch  Spezialanwei- 
sungen an  die  einzelnen  Hdiestellen  erteilt  werden; 
deren  Quittungen  galten  dann  bei  der  Generalkasse  für 
bares  Geld. 

Wenn  diese  Steuerordnung  zur  Ausführung  kam, 
so  war  sie  wohl  geeignet,  für  beide  Teile  eine  dauernde 
Besserung  herbeizuführen.  Dadurch,  daß  das  Quoti- 
sationssystem  als  Notbehelf  bestehen  blieb,  war  die 
Regierung  vor  jedem  Steuerausfall  gedeckt,  den  Städten 
aber  war  die  Möglichkeit  gegeben  durch  allmähliche 
Erweiterung  der  abgabenpflichtigen  Gegenstände  die 
ganzen  Schöße  sukzessive  zu  beseitigen.  Aber  der  Zeit- 
punkt war  so  ungünstig  wie  möglich  gewählt.  Die  Pest, 
durch  die  Soldatenhorden  hereingeschleppt,  wütete  im 
Lande  und  dezimierte  die  Bevölkerung  \).  Die  Ein- 
zahlungen in  die  Generalkasse  erfolgten  sehr  spärlich, 

1)  Küster,  Altes  und  neues  Berlin  S.  272—273:  Ao.  1631 
Berolinum  gravi  peste  afflicta  fuit,  quae  aliquot  annos  duravit. 
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und  nach  kurzer  Zeit  wurde  der  ganzen  Neuerung 
durch  eine  Hungersnot  ein  frühes  Ende  bereitet  ^).  Die 
Kontributionen  aber  mußten  noch  einige  Jahre  hindurch 
an  die  neuerrichtete  Kriegskasse  abgeliefert  werden  -). 

Jetzt  triumphierte  die  Ritterschaft.  Hatte  sie  es 
denn  nicht  stets  gesagt,  daß  Generalmittel  in  diesen 
Landen  »durchaus  nicht  praktikabel«  seien? 


5.  Abschnitt. 

Vorgehen  der  Städte  zu  Gunsten  der  Generalmittel. 
Die  Akzise-Ordnung  des  Jahres  1641. 

Alle  Versuche,  die  Generalmittel  einzuführen,  waren 
bisher  von  der  Regierung  ausgegangen,  nur  durch  sie 
hatten  die  Städte  1631  endlich  zur  Annahme  bewogen 
werden  können.  Diese  erste  Einführung,  so  sehr  sie 
auch  mißglückt  war,  hatte  den  Bürgern  doch  wohl  die 
Überzeugung  aufgedrängt,  daß  man  dergestalt  gesündere 
finanzielle  Zustände  schaffen  könne.  Die  Folge  davon 
war,  daß  sie  während  des  nächsten  Jahrzehnts  die 
Initiative  ergriffen,  während  die  Regierung,  durch  die 
vielen  Mißerfolge  entmutigt,  der  Sache  sehr  skeptisch 
gegenüberstand. 

In  einer  Immediateingabe  entwarfen  die  Städte- 
deputierten der  ganzen  Kurmark  zu  Beginn  des  Jahres 


1)  V.  Beguelin  S.  91,92.  Aus  Loccelius:  Marchia  illustrata. 

2)  Meinardus,  Protokolle  II.  S.  14.  Riedel,  Der  branden- 
burgisch-preußische  Staatshaushalt.  S.  13. 
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1635  ein  düsteres  Bild  von  dem  Zustand  des  Landes ‘). 
Unnachsichtlich  geißelten  sie  die  haarsträubenden  Miß- 
verhältnisse des  alten  Steuersystems,  durch  treffende 
Beispiele  bewiesen  sie,  daß  das  Land  dem  Untergang 
entgegensteuere,  wenn  hier  keine  Änderung  erfolge.  • 
Der  Kurfürst  habe  nicht  wie  ein  treuer  und  verständiger 
Hausvater  gehandelt,  der  seine  Haushaltung  den  Zeit- 
verhältnissen anpasse.  Sie  flehten  ihn  inständig  an, 
die  wenigen  Bewohner  der  Städte  vor  dem  sicheren 
Verderben  zu  bewahren,  ihnen  gleichsam  eine  Stange 
zuzuwerfen,  durch  die  sie  sich  aus  den  tosenden  Wogen 
ans  Land  retten  könnten.  Und  diese  Stange  sei : völlige 
allgemeine  Steuergleichheit  im  ganzen  Lande  bei  Adel 
und  Unadel,  ohne  Ansehen  der  Person.  Die  Bewohner 
des  Erzbistums  Magdeburg,  deren  Land  auch  sehr 
schwer  vom  Kriege  heimgesucht  worden  sei,  hätten 
sich  doch  bei  guter  Einigkeit  und  leidlichem  Wohl- 
stände erhalten,  denn  sie  hätten  bei  Zeiten  die  General- 
mittel eingeführt.  Noch  sei  es  in  der  Mark  nicht  zu  spät. 

Der  Kurfürst  werde  ein  unsterbliches  Beispiel  der  Ge- 
rechtigkeit geben,  wenn  er  dieses  Steuersystem  einführe, 
vor  allem  aber  werde  die  Strafe  von  dem  unglücklichen 
Lande  abgewendet  werden,  »um  die  die  gepreßte  Armut 
beim  höchsten  Gott  im  Himmel,  öfters  wohl  mit  blutigen 
Zehren«  anhalte. 

Der  Wunsch  der  Städte  blieb  unberücksichtigt. 
Das  Fiasko  des  Jahres  1631  war  doch  zu  kläglich  ge- 
wesen, • 

Mit  dem  Schluß  der  Regierung  Georg  Wilhelms 

1)  Deputierte  Anwesende  der  Mittel-,  Alt-,  Uckermärkischen, 
Prignizierischen  und  Ruppinischen  Städte  an  den  Kurfürsten. 

29.  Dezember  1634^8.  Januar  1635.  Rep.  21.35a. 
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scheint  die  Verödung  der  Städte  ihren  Höhepunkt  er-  j 

reicht  zu  haben.  Die  kurfürstlichen  Truppen,  die  ohne  • 

Bewilligung  der  Stände  angeworben  waren,  lasteten  i 

ebenso  schwer  auf  dem  Lande  wie  die  Einfälle  der  - 

I 

Schweden.  Die  unglücklichen  Bewohner  schrieben  alles  : 

Unheil  dem  unumschränkten  Statthalter  der  Mark,  dem  j 

Grafen  Schwartzenberg,  zu.  Bitter  beklagte  sich  im  ] 

Jahre  1640  die  Bürgerschaft  von  Berlin  bei  dem  in  1 

Königsberg  weilenden  Kurfürsten  über  ihn,  der  Land 
und  Leute  nach  eigenem  Gutdünken  mit  unerträglichen 
Lasten  belege  und  die  Mark  wüst  und  öde  mache. 

In  einem  Schreiben  vom  22.  Oktober  1640  verteidigte 
sich  Schwartzenberg  gegen  diesen  Vorwurf  ^).  Nicht  \ 

er  sei  Schuld  an  der  Verödung  des  Landes,  sondern 
allein  die  Zeitverhältnisse;  er  sei  im  Gegenteil  mit  allen 
Kräften  bemüht,  dem  schlimmen  Zustande  abzuhelfen. 

Der  Kurfürst  wisse  ja,  daß  er  in  den  32  Jahren,  die  er 
seinem  Vater  und  ihm  gedient  habe,  auf  das  Wohler- 
gehen seines  Landes  und  Volkes  bedacht  gewesen  sei. 

Er  erklärte  sich  jetzt  bereit,  den  Wunsch  der  Stände 
wegen  Berufung  eines  Landtages  zu  erfüllen,  zweifelte 
jedoch  sehr,  daß  es  ihm  gelingen  werde,  die  Interessen 
des  Landesherren  mit  denen  der  Untertanen  in  Einklang 
zu  bringen.  Seine  Zuversicht  war  äußerst  gering,  denn 
er  hatte  schon  zu  traurige  Erfahrungen  mit  den  Herren 
Ständen  gemacht.  Ihm  stand  die  Sicherheit  des  Kur- 
fürsten und  des  Landes  am  höchsten,  die  Stände  wollten 
vor  allen  Dingen  Erleichterung  der  Lasten.  Wenn  diese 
Gegensätze  mit  aller  Schroffheit  aufeinander  stießen,  so 

1)  Schwartzenberg  an  den  Kurfürsten  d.  d.  Cölln,  den  12.  22. 

Oktober  1640.  Chiffriert.  Rep.  21.  23  b.  Kurz  erwähnt  bei  Mei- 
nardus.  Protokolle  des  Geh.  Rates  II.  Einleitung  S.  25. 
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war  zu  befürchten,  daß  die  Stände  bald  wieder  auf  und 
davon  gingen;  denn  solche  Reformen,  die  sie  hätten 
zufrieden  stellen  können,  wären  wohl  kaum  zu  ersinnen 
gewesen. 

Die  Einwohner  der  Residenzstädte  richteten  ihrer- 
seits noch  eine  dringende  Bitte  an  den  Statthalter  um 
möglichst  schnelle  Hilfe;  denn  Offiziere  und  Soldaten 
forderten  schon  wieder  das  schwere  und  hohe  Winter- 
traktament *)  von  ihnen,  die  nicht  wüßten,  wie  sie  sich 
und  die  ihrigen  durch  den  harten  Winter  bringen 
sollten  -).  Vor  allen  Dingen  müsse  die  Kontributions- 
last gemildert  werden.  Sogar  die  rohen  Soldaten,  in 
denen  doch  fast  jedes  Mitgefühl  erstorben  war,  hatten 
erklärt,  mehr  könnten  die  armen  erschöpften  Leute  nicht 
hergeben.  Der  schwerkranke  Kurfürst,  dem  Tode  nahe, 
erklärte  resigniert,  daß  ihm  die  Beschwerden  seiner 
Untertanen  schon  lange  bekannt  seien,  aber  die  alte 
Verfassung  könne,  wie  die  Sachen  nun  einmal  ständen, 
fürs  erste  nicht  geändert  werden.  Er  heiße  alles  gut, 
was  sein  getreuer  Statthalter  anordne ; der  Landtag  solle 
nur  einberufen  werden,  irgend  eine  Änderung  würde 
aber  auch  dadurch  wohl  kaum  herbeigeführt  werden  ®). 

Acht  Tage  nach  dem  Tode  Georg  Wilhelms,  am 
9.  Dezember  1640,  wurde  den  Ständen  die  Proposition 

1)  Die  Lieferungen  der  Städte  an  Geld  oder  Naturalien  für 
die  einquartierten  Truppen  hießen  Traktamente.  Man  unterschied 
höhere  Winter-  und  niedrigere  Sommertraktamente. 

2)  Rat,  Verordnete  und  sämtliche  Einwohner  von  Eximierten 
und  Bürgerschaft  beider  Residenz-Städte  an  den  Herr  Meister 
und  Statthalter  Grafen  Adam  zu  Schwartzenberg.  Oktober  1640. 
Rep.  21.  23  b. 


3)  Der  Kurfürst  an  Schwartzenberg.  26.  November  1640. 
»Ist  wegen  S.  Ch.  D.  zunehmender  Schwachheit  nicht  vollzogen«. 
Rep.  21.  23  b. 
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vorgelegt  ’).  Von  Linderung  des  Elends  war  keine 
Rede,  der  siebente  Punkt  forderte  vielmehr  eine  Er- 
höhung der  Einnahmen  für  Hofrenthei  und  Kriegskasse. 
Die  Deputierten  der  Städte  sahen  ein,  daß  man  nichts 
erreichen  werde,  wenn  man  jede  Regierungsforderung 
schroff  ablehne;  sie  waren  jetzt  bereit,  den  Interessen 
des  Landesfürsten  einen  Schritt  entgegenzukommen. 
Am  31.  Dezember  1640  erklärten  sämtliche  Deputierte 
der  Städte  diesseits  und  jenseits  der  Oder  und  Elbe 
dem  Grafen  Schwartzenberg-),  sie  seien  bereit,  die 
Mittel  für  ein  Söldnerheer  zu  bewilligen.  Daß  man 
nicht  alles  Kriegsvolk  abdanken  könne,  leuchte  ihnen 
ein,  und  sie  würden  die  erforderlichen  Lasten  auch  willig 
auf  sich  nehmen.  Dieses  Versprechen  könnten  sie  aber 
nur  halten,  wenn  der  Statthalter  die  skandalösen  Zu- 
stände bei  der  Steuererhebung  beseitige.  Ihrer  Ansicht 
nach  könne  eine  bedeutende  Erleichterung  geschaffen 
werden,  wenn  ihnen  die  Einführung  der  Generalmittel 
gestattet  werde.  Wenn  der  Statthalter  ihre  Meinung 
für  genehm  halte,  so  seien  sie  bereit,  eine  Steuerord- 
nung aufzusetzen  und  ihm  zur  Revision  und  Bestätigung 
zu  übersenden.  Der  Graf  habe  in  seiner  Resolution 
vom  25.  Dezember  selbst  erklärt,  der  Landtag  sei  auch 
zusammengerufen  worden,  um  die  Ungleichheiten  zu 
beseitigen,  über  die  bisher  die  Städte  geklagt  hätten, 
er  werde  also  ihren  Vorschlag  sicher  mit  Freuden  er- 
greifen. Wenn  man  auch  die  Ritterschaft  zur  Annahme 
bewegen  könnte,  so  seien  ja  mit  einem  Schlage  alle 
Quotisationsstreitigkeiten  beseitigt.  Würde  der  Ober- 
stand sich  aber  ablehnend  verhalten,  wie  vorauszusehen 


1)  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S.  50—51. 

2)  Rep.  21.  34  a b. 
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war,  so  hofften  die  Städte,  daß  ihnen  dadurch  nicht  die 
Hand  gebunden  würde,  ihrerseits  die  Reform  ins  Werk 
zu  setzen.  Schwartzenberg  versicherte  am  22.  Januar 
1641  den  Städten,  ihr  Vorschlag  mißfalle  ihm  nicht,  er 
sei  bereit  die  Genehmigung  der  Generalmittel  beim 
Kurfürsten  durchzusetzen,  sie  müßten  aber  vorher  eine 
genaue  Taxe  einsenden  und  ihren  ganzen  Plan  ausführ- 
lich darlegen  ‘).  Schon  vorher  hatte  er  den  Versuch 
gemacht,  die  Ritterschaft  für  das  Projekt  zu  gewinnen. 
Unter  Hinweis  auf  das  »merkwürdige  Exempel  der 
Herren  Staaten  der  Vereinigten  Niederlande« , die  den 
Krieg  nun  schon  70  Jahre  ohne  Ruin  des  Landes  ge- 
führt hätten,  machte  er  am  6.  Januar  den  Ständen  den 
Vorschlag,  einen  gemeinsamen  Kasten  einzurichten  und 
die  Offiziere  dann  »vor  der  Bank«  auszuzahlen  -).  Diese 
wie  alle  anderen  Propositionen  der  Regierung  fanden 
den  heftigsten  Widerstand,  so  daß  sich  Schwartzenberg 
am  26.  Januar  entschließen  mußte,  die  Stände  zu  ent- 
lassen^). Am  14.  März  1641  starb  er. 

Kurz  nach  seinem  Tode  wandten  sich  die  Be- 
wohner von  Berlin  und  Cölln  nach  Königsberg  an  den 
jungen  Kurfürsten  und  wiederholten  ihre  Bitte  ^).  Die 
alten  Steuern  seien  weder  vor  Gott  noch  vor  dem  ge- 
meinen Recht  zu  verantworten.  Nur  durch  Einführung 
der  Generatmittel  könne  verhindert  werden,  daß  die 
Residenz,  dem  kurfürstlichen  Haus  zum  Schimpf,  ganz 


1)  Antwort  des  Statthalters  Grafen  Schwartzenberg  auf  das 
Memorial  der  Städte  vom  21/31.  Dezember  1640.  Spandow  am 
12.  Januar  1641.  Rep.  21.  34a.  b. 

2)  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S.  68/69.  ^ 

3)  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S 76. 

4)  Undatiertes  Memorial  beider  Residenz-Städte.  Rep.  21 . 24  a. 
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veröde,  Friedrich  Wilhelm  erklärte,  er  wolle  ihnen  die 
neue  Steuer  gerne  gönnen,  er  könne  aber  nicht  zulassen, 
daß  die  Städte  sie  allein  einführten  ^),  Die  Oberstände 
würden  bald  die  heftigsten  Beschwerden  erheben ; denn, 
da  sie  alles  aus  den  Städten  holen  müßten,  so  würden 
sie  außer  ihren  eigenen  Steuern  die  der  Städte  mittragen 
müssen.  Sei  jedoch  die  Einführung  der  Generalmittel 
für  beide  Stände  möglich,  so  wolle  er  sie  mit  Freuden 
gewähren. 

Zum  17,  Juni  1641  wurde  ein  neuer  Deputationstag 
nach  Berlin  berufen  ‘•^).  Am  8.  August  konnte  Markgraf 
Ernst  dem  Kurfürsten  mitteilen,  daß  beide  Stände  der 
Mittel-,  Uckermark  und  Grafschaft  Ruppin  sich  nach 
langem  erbittertem  Streit  über  die  Einführung  der  Ge- 
neralmittel geeinigt  hätten  ^). 

Welch  ein  gewaltiger  Unterschied  zwischen  der 
»Steuer-  und  Akziseordnung«  vom  9.  August  1641  *) 
und  der  des  Jahres  1631.  Die  ganze  Steuererhebung 
war  den  Händen  des  Kurfürsten  wieder  entglitten.  Die 
Stände  hatten  die  Urkunde  verfaßt,  in  ihre  drei  Kassen 
flössen  die  gesamten  Einkünfte,  ihnen  allein  stand  die 
Erhebung  zu.  Ritterschaft  und  Städte  hatten  ein  Kom- 
promiß geschlossen.  Das  alte  Repartitionsverhältnis 
blieb  bestehen,  dafür  aber  erlaubte  der  Oberstand,  daß 
die  indirekten  Steuern  auch  in  den  zu  seinem  Korpus 
gehörenden  Mediatstädten  eingeführt  würden.  Auf  dieser 

1)  Antwort  des  Kurfürsten  auf  das  Memorial  der  beiden 
Residenz -Städte  d.  d.  Königsberg  29.  März  8.  April  1641.  Rep. 
21.24  a. 

2)  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S.  98. 

3)  Relation,  Cölln  29.  Juli  8.  August  1641.  Meinardus,  Proto- 
kolle 1.  S.  319f. 

4)  Mylius  IV.  III.  2.  77  ff. 
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Bedingung  mußten  die  Städtedeputierten  unbedingt  be- 
stehen, nur  dieses  Zugeständnis  machte  die  Durchführung 
der  Reform  möglich.  Welche  schwere  wirtschaftliche 
Schädigung  hätten  Handwerker,  Gewerbetreibende  und 
Kaufleute  der  Immediatstädte  erlitten,  wenn  die  kleinen 
Städte  von  indirekten  Abgaben  befreit  blieben.  Sie 
wären  völlig  konkurrenzunfähig  geworden  ').  Die  Ak- 
ziseeinkünfte aller  Städte  flössen  in  eine  beiden  Ständen 
gemeinsame  Kasse.  Von  dem  gesammelten  Geld  sollte 
das  Ritterschaftskorpus  für  den  Anteil  der  Mediatstädte 
ein  Drittel,  das  Städtekorpus  zwei  Drittel  erhalten  -). 

Während  1631  nur  wenige  Gegenstände  mit  Ab- 
gaben belegt  wurden,  forderte  diese  Steuerordnung  eine 
Universalakzise.  Von  allen  Waren  ohne  Ausnahme,  die 
n den  Städten  verhandelt  oder  konsumiert  wurden, 
sollte  in  Zukunft  eine  Abgabe  erhoben  werden. 

Die  Steuersätze  waren  im  allgemeinen  niedriger 
als  1631;  durchschnittlich  wurden  2*/i2‘’o  des  Wertes 
erhoben,  von  Luxusgegenständen  4’'g  " o.  Da  die  Steuer-  I 

quoten  hierdurch  voraussichtlich  nicht  vollständig  ge- 
deckt wurden,  so  mußte  jede  Korporation  den  Fehl- 
betrag auf  andere  Weise  auf  bringen. 

Die  Steuern  des  platten  Landes  blieben  unver- 
ändert; sie  flössen  in  die  Spezialkasse  der  Ritterschaft. 

Für  die  Immediatstädte  wurden  die  direkten  Steuern 
zwar  nicht  ganz  beseitigt,  wahrscheinlich  aber  doch  verrin-  j 

•f 

gert.  Jeder  Hausbesitzer  sollte  fortan  von  jedem  Thlr.  jähr- 

1)  Es  ist  nicht  eine  »Akzise-Ordnung  für  die  Städte  Berlin 
und  Cölln«.  Dieser  Versuch  ist  keineswegs  etwa  nur  »auf  die 
Residenzen,  gewissermaßen  als  private  Einrichtung  zweier  Städte« 
beschränkt,  wie  Isaacsohn  Urkunden  und  Aktenstücke  X.  S.  477 
behauptet. 

2)  Meinardus,  Protokolle  II.  S.  46 f. 
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liehen  Pfund-  und  Vorschosses  monatlich  1 gr.  zur  Kontri- 
bution zahlen,  d.  h.  also  einen  Zuschlag  zum  Schoß  von 
50  ”/o.  Außerdem  wurden  mäßige  Gewerbe-  und  Vieh- 
steuern und  Ausfuhrzölle  auf  Leinwand,  Viktualien  und 
Kaufmannswaren  jeder  Art  eingeführt.  Die  Einkünfte  dieser 
Steuern  und  die  hohen  Abgaben  der  Immediatstädte 
vom  Fleisch  (ca.  1 1 ”/o)  und  Getreide  flössen  in  die 
Spezialkasse  der  Mittel-,  Uckermärkischen  und  Ruppi- 
nischen  Städte.  Im  November  1641  nahm  auch  die 
Prignitz  diese  Steuerordnung,  mit  einigen  Zusätzen  und 
Verbesserungen,  an. 

Der  Kurfürst  war  mit  dieser  Reform  einverstanden 
und  ermahnte  die  Geheimen  Räte,  die  ihre  Zweifel  an 
der  Durchführbarkeit  eines  so  verwickelten  Steuersystems 
nicht  verhehlt  hatten,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Be- 
stimmungen der  Urkunde  von  allen  aufs  genaueste  be- 
folgt würden.  Die  Steuer  stieß  überall  auf  den  heftig- 
sten Widerstand.  Der  verhaßte  Name  Kontribution  war 
jetzt  zwar  beseitigt  worden,  bald  aber  merkten  die 
Bürger,  daß  die  neue  wohlklingende  Bezeichnung  Akzise 
doch  noch  einen  ansehnlichen  Rest  der  alten  Steuern 
in  sich  barg.  Was  ihnen  jetzt  unter  dem  Namen  »Schoß- 
' akzise«  abgefordert  wurde,  das  war  ja  doch  in  Wirk- 

lichkeit nichts  anderes  als  die  alte  Kontribution,  außer- 
dem aber  sollten  sie  nun  noch  ihre  Lebensmittel  teurer 
bezahlen.  Namentlich  die  Einwohner  der  Residenz- 
städte weigerten  sich  die  Abgaben  zu  entrichten,  sodaß 
ein  strenges  Edikt  gegen  sie  erlassen  werden  mußte, 
in  dem  die  Zuwiderhandelnden  mit  den  härtesten  Strafen 
bedroht  wurden  '). 


_ /■ 


1)  Rep.  21.  35a. 
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Nur  zu  bald  gingen  die  Befürchtungen  der  Ge- 
heimen Räte  in  Erfüllung.  Schon  im  Januar  1642  lief 
beim  Kurfürsten  in  Königsberg  eine  Beschwerde  der 
Stände  ein,  die  ein  frühes  Ende  der  neuen  Steuer  be- 
fürchten ließ  *).  Es  waren  die  alten  Klagen : das  arme 
verwüstete  Land  geht  unter  den  schweren  Auflagen  zu 
Grunde.  Die  Einkünfte  der  gemeinsamen  Kasse  deckten 
den  Steuerbedarf  bei  weitem  nicht;  die  Ritterschaft 
jammerte,  daß  alle  ihre  »alten  Verfassungen«  zergingen, 
die  Städte  endlich  versicherten,  daß  auch  ihre  »Spezial- 
akzisen« nicht  zur  Deckung  ihrer  hohen  Quote  aus- 
reichten. Im  März  1642  meldete  der  Direktor  des 
General- Akzisewesens  Franz  von  Quitzow  dem  Kur- 
fürsten, daß  der  zwischen  den  beiden  Ständen  aufge- 
richtete Rezeß  nicht  gehalten  werde  ’).  Die  Städte  hatten 
die  Rechnungen  über  ihre  Akzise-Gefälle  nicht  einge- 
liefert und  den  Anteil  der  Ritterschaft,  angeblich  auf 
Abrechnung  einiger  Vorschüsse,  eigenmächtig  zurück- 
behalten. Eine  strenge  Verwarnung  des  Kurfürsten 
konnte  das  Ende  nicht  mehr  aufhalten.  Das  Unter- 
nehmen war  totgeboren.  Eine  Einigung  zwischen  den 
beiden  Ständen  war  unmöglich,  das  stellte  sich  von 
Tag  zu  Tag  mehr  heraus.  Wie  verhaßt  war  dem  Adel 
diese  neue  Steuerordnung,  die  auch  von  seinen  Häusern 
in  den  Städten  Abgaben  verlangte,  ln  Cölln  durfte 
sich  jetzt  Gevatter  Schneider  und  Handschuhmacher 
erdreisten,  eine  lange  Liste  mit  vielen  hochadligen  Namen 
bedeckt,  nach  Königsberg  zu  senden,  mit  dem  Vermerk, 
daß  alle  diese  Herren  sich  der  Schoßakzise  zu  ent- 
ziehen suchten  ^).  Sogar  der  junge  Kurfürst  rüttelte  an 

1)  Rep.  21.  24  c. 

2)  Der  Rat  zu  Cölln  an  den  Kurfürsten.  Rep.  21.  35  a. 
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ihren  »alten  Verfassungen«,  wenn  er  kurzweg  verord- 
nete:  »Diese  Leute  haben  sich  nach  der  Akziseordnung 


zu  richten«  ^). 

Das  Endergebnis  war  eine  heillose  Verwirrung;  es 
war  kein  Ausweg  mehr  aus  diesem  Labyrinth  zu  finden. 

Im  April  1643  mußte  endlich  der  Geheime  Rat  ein- 
greifen  ^).  Beide  Teile  wurden  zu  einem  Verhör  vor 
der  höchsten  Behörde  beordert.  Hier  brach  nun  der 
Haß  der  Stände  mit  aller  Schärfe  hervor,  ein  ungeheurer 
Wirrwarr  entrollte  sich  vor  dem  jungen  Kurfürsten,  der 
dieser  Sitzung  beiwohnte.  Es  war  eine  schwierige 
Aufgabe,  hier  ein  gerechtes  Urteil  zu  fällen;  dem  Un- 
befangenen wurde  bald  klar,  daß  auf  beiden  Seiten  ein 
Kontraktbruch  begangen  war.  Die  Städte  erklärten,  die 
Generalkasse  sei  nur  zum  Versuch  auf  ein  Jahr  einge- 
richtet  worden.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  sollte  es  jeder 
der  beiden  Parteien  frei  stehen,  von  dem  Vertrage  zu- 
rückzutreten. Da  sie  der  Ritterschaft  ihren  Austritt 
schriftlich  mitgeteilt  hätten,  so  könne  vom  Juli  1642  ab 
von  ihnen  nichts  mehr  gefordert  werden.  Die  Ritter- 
schaft dagegen  versicherte,  ihr  sei  nichts  bekannt  von 
dem  Rücktritt.  Die  Städte  behaupteten,  es  sei  ihnen  \ 

unmöglich  gewesen,  dem  Rezeß  nachzuleben.  Da  von 
allen  Mediatstädten  während  des  ganzen  Jahres  nur 
179  Thlr.  eingezahlt  worden  seien,  so  hätten  sie  dem 
Ritterschaftskorpus  unmöglich  ein  Drittel  der  gesamten 
Einkünfte  gewähren  können  ^).  Die  Landbewohner  hielten 
sich  dagegen  wieder  für  benachteiligt,  da  sie  für  ihre 
Bedürfnisse  an  Lebensmitteln  und  Handwerkswaren  auf 

1)  Rep.  21.  35  a. 

2)  Meinardus,  Protokolle  II.  S.  14  f.  und  46  f. 

3)  Vgl.  S.  54. 
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die  Städte  angewiesen  seien.  Das  Urteil  lautete,  jeder 
Teil  müsse  dem  anderen  dem  Rezeß  gemäß  gerecht 
werden. 

Die  Streitigkeiten  über  dies  verunglückte  Experiment 
schleppten  sich  noch  mehrere  Jahre  hindurch  fort,  da 
die  Städte  sich  hartnäckig  weigerten,  Rechnung  zu 
legen,  bevor  die  Ritterschaft  den  vollen  Anteil  der  Me- 
diatstädte  abgeführt  hätte. 

Auch  dem  Kurfürsten  mußte  daran  liegen,  daß 
dieser  Akziseerhebung  möglichst  bald  ein  Ende  gemacht 
werde.  Nach  einer  Nachricht  aus  dem  Jahre  1658*) 
hatten  sich  nach  kaum  einem  halben  Jahre  seine  Zoll- 
und  Lizenteinnahmen  um  ca.  50000  Thlr.  verringert, 
während  ein  Lüneburgischer  Zoll  von  400  auf  5000  Thlr. 
gestiegen  war. 

Der  Quotisationsrezeß  vom  8.  Juli  1643  bestimmte, 
daß  kein  Stand  ohne  Wissen  des  Kurfürsten  General- 
mittel einführen  dürfe  ^).  Den  Immediatstädten  aber 
wurde  erlaubt,  die  einmal  bestehende  Akzise  beizube- 
halten. Nur  wenige  machten  hiervon  Gebrauch,  die 
meisten  waren  froh,  die  Neuerung  wieder  abschaffen 
zu  dürfen.  Die  Erhebung  indirekter  Abgaben  wurde 
hiermit  vollständig  Privatsache  einer  jeden  Stadt.  Das 
in  der  Akziseordnung  von  1641  ausgesprochene  Prinzip, 
alle  Waren  zu  besteuern,  war  wohl  überhaupt  nicht 
durchgeführt  worden;  jetzt  stellte  jeder  Ort  seine  be- 
sondere, meist  auf  wenig  Gegenstände  beschränkte 
Taxe  auf. 

1)  Improbatio  der  eingeffihrten  Akzise  zu  Berlin  des  Herrn 
Schloßhauptmanns  Zacharias  Friedrich  von  Götz.  16.  Nov.  1658. 
Rep.  21.  25  d. 

2)  Wöhner  III.  Nr.  26. 


Die  größte  Ausdehnung  behielten  die  indirekten 
Abgaben  in  der  neuen  Steuerordnung  von  Berlin,  die 
vom  Kurfürsten  unter  der  Bedingung  bewilligt  wurde, 
daß  die  Lebensmittel  und  Handwerksarbeiten  hierdurch 
nicht  verteuert  würden,  eine  Bestimmung,  die  natürlich 
nicht  befolgt  wurde*).  Die  Akziseerhebung  dauerte 
hier  etwa  bis  zum  Jahre  1650.  Ihren  Zweck,  den 
armen  Steuerzahlern  eine  Erleichterung  zu  gewähren, 
erfüllte  sie  wohl  kaum,  sie  wurde  nur  eine  neue  Quelle 
des  Streites  zwischen  Rat  und  Bürgerschaft,  zwischen 
Stadt  und  Land.  Man  hob  sie  schließlich  auf,  weil 
Handel  und  Verkehr  dadurch  den  größten  Nachteil  er- 
litten und  Berlin  bald  gemieden  wurde,  »wie  ein  Ort, 
in  dem  die  Pest  herrscht«  *).  Indirekte  Abgaben  ein- 
zelner Ortschaften  waren  eben  ein  Unding. 

Ähnlich  war  der  Verlauf  in  allen  anderen  Orten, 
nur  daß  »dies  Surrogat  der  Kontribution«  in  den 
meisten  Städten  früher  ein  rühmloses  Ende  fand. 

Das  Erscheinen  des  Kurfürsten  Friedrich  Wilhelm 
in  der  Mark  bedeutet  für  die  Geschichte  der  Akzise 
den  Abschluß  der  ersten  Periode.  Es  waren  acht  Jahr- 
zehnte mißglückter  Versuche  unerquicklichen  Haders 
zwischen  territorialer  und  ständischer  Macht,  die  den 
Ruin  des  Landes  nicht  aufgehalten  hatten. 

Das  traurige  Bild,  das  sich  vor  dem  jungen  Kur- 
fürsten in  der  Geheimen  Ratsstube  entfaltet  hatte,  wird 
ihn  in  der  Überzeugung  bestärkt  haben,  daß  eine 
Besserung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  unmöglich 
sei,  solange  diese  verrotteten  Zustände  bestanden.  Er 
war  nach  wie  vor  der  Ansicht,  daß  die  Einführung  der 


1)  Rep.  21.  25  d. 
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Akzise  das  einzige  Mittel  zur  Begründung  gesunder 
Finanzverhältnisse  sei;  die  Verwaltung  dieser  Steuer 
aber  durfte  nicht  den  Ständen  überlassen  bleiben.  Was 
dabei  heraus  kam,  hatte  die  jüngste  Erfahrung  zur  Ge- 
nüge gezeigt.  Er  war  gewillt,  den  schweren  Kampf 
aufzunehmen,  und  sein  eiserner  Wille  setzte  durch, 
was  sein  schwacher  Vater  nicht  hatte  erreichen  können. 

Der  große  Kurfürst  hatte  selbst  in  Holland  die 
segensreichen  Wirkungen  dieser  Steuer  gesehen,  die 
Einrichtungen  dieses  Landes  waren  für  ihn  muster- 
gültig. Als  er  seit  dem  Jahre  1649  mit  einer  gründ- 
lichen Revision  der  Steuerverhältnisse  begann,  holte  er 
einen  mit  den  Einrichtungen  des  klassischen  Landes 
der  Akzise  wohlvertrauten  Niederländer  in  die  Mark, 
um  dieser  »den  Herren  Ständen  höchst  verhaßten 
Person«  die  Anlage  der  neuen  Steuer  zu  übertragen*). 

Es  folgte  noch  ein  mühevoller  harter  Kampf;  end- 
lich im  Jahre  1667  belohnte  ein  schöner  Sieg  die  Aus- 
dauer des  Kurfürsten. 

1)  Memoire  und  Propositie  getan  an  S.  Ch.  D.  zu  Branden- 
burg durch  Gerhardt  Dyckmann  und  die  marginelle  Erklärung 
von  S.  Ch.  D.  auf  jeden  Artikel  19.  September  1649.  Rep.  21.  35b. 
Vgl.  Meinardus  Protokolle  IV.  S.  438.  452  f.  512.  Gerhard  Dyck- 
mann schlägt  dem  Kurfürsten  eine  »Anlage  auf  die  merces  ve- 
nales«  und  eine  Erhöhung  der  Kanzleitaxe  vor. 


Exkurs. 

Vergleich  zwischen  dem  niederländischen 
und  kurbrandenburgi sehen  Akzisesystem. 

Ranke  hat  bereits  betont*),  daß  der  große  Kurfürst 
sich  bei  Einführung  der  Akzise  die  Niederlande  zum 
Vorbild  genommen  hat. 

Wie  außerordentlich  eng  sich  das  brandenburgische 
Akzisesystem  an  das  niederländische  anlehnt,  das  zeigt 
am  deutlichsten  eine  Gegenüberstellung  zweier  Akzise- 
ordnungen. 

Akzise-Ordnung  des  Quartiers  General  Steuer-  und  Konsum- 

von  Nymegen  1683  9-  tionsordnung  der  Mark  Branden- 
burg 1684  *). 

Impost  op:  Abgaben  von: 

de  Wijnen  Wein, 

den  gebranden  Wijn  Branntwein, 

ten  Azijn  Essig. 

binnen  gebrouwen  ende  uyt-  fremden  und  selbstgebrauten 
heemsche  Bieren  Bieren 

1)  Ranke.  Genesis  des  preuß.  Staates  S.  280:  »Sie  (die 
Vorschläge  Verbrauchssteuern  einziiführen)  waren  sogar  von  dem 
Beispiel  einer  Republik  hergenommen,  von  den  Niederlanden,  wo 
ebenfalls  die  Besoldung  einer  zahlreichen  stehenden  Armee  auf 
den  Ertrag  der  indirekten  Abgaben,  einer  Konsumtionsakzise, 
gegründet  war.« 

2)  Generale  Ordonnaiitie  ende  Conditie.  Nymegen  1683. 

3)  Mylius  C.C.  M.  IV.  III.  2.  134ff. 


- 62  - 


Gemael  (Mahlsteuer) 

Bestiael  (Schlachtsteuer) 

(Zum  Verkauf  geschlachtetes 
Vieh  wird  höher  versteuert,  als 
das  zum  eigenen  Bedarf  ge- 
geschlachtete.) 

Waghe. 

(Dieses  Wagegeld  muß  von 
allen  Waren  und  Kaufmann- 
schaften gezahlt  werden , die 
man  nach  dem  Gewicht  ver- 
kauft , wie  Butter , Käse  und 
dergleichen). 

Impost  op  Goude  Laeckenen 
(goldenes,  silbernes  Tuch,  Atlas. 
Damast  u.  a ). 

Impost  op  Wolle  Laeckenen. 

Impost  op  Sout  (Salz). 

Consumptie  van  de  Zeep 
(Seife). 

Impost  van  den  Taback. 

Jedes  ist  eine  Spezie  für  sich 
und  wird  besonders  verpachtet. 

Impost  op  de  Hoorn-beesten 
ende  besaijde  Landen  (besätes 
Land.) 

Eine  Spezie,  die  zusammen 
verpachtet  wurde. 

Impost  van  alle  Paerden. 


Allerhand  Getreide. 

Scharren  und  Hausschlachten. 

(Die  Abgabe  vom  Scharren- 
schlachten ist  höher  als  die  vom 
Hausschlachten.) 

Allerhand  Viktualien  und  Essen- 
waren. 

(Diese  Gegenstände  werden 
nach  Wertprozenten  versteuert.) 


Von  allerhand  Kaufmann- 
schaft-Gütern, Waren  und  Ma- 
terialien, auch  fremden  oder 
einheimischen  Manufakturwaren. 


Von  liegenden  Gründen,  als 
Äckern,  Wiesen,  Gärten. 

Vom  Vieh.  (Periodische  Ab- 
gaben von  Pferden,  Rindvieh, 
Hammeln,  Ziegen.) 

Von  Handwerksleuten  und 
Tagelöhnern. 


Aus  dieser  Zusammenstellung  ergibt  sich,  daß  die 
Steuerobjekte  in  beiden  Ländern  ungefähr  die  gleichen 
waren.  Beide  Akziseordnungen  haben  die  merkwürdige 
Vereinigung  von  indirekten  Konsumtions-  mit  direkten 
Grund-  und  Viehsteuern. 

Die  kurbrandenburgische  Gewerbesteuer  von  Hand- 
werkern und  Tagelöhnern  findet  in  dieser  Akziseordnung 
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von  Nimwegen  keine  Parallele.  Das  ist  aber  wohl 
nur  Zufall.  Diese  Abgabe  war  dem  holländischen  Ak- 
zisesystem keineswegs  unbekannt,  sie  findet  sich  bereits 
in  einem  Akzisebrief  für  Haarlem  aus  dem  Jahre  1274^), 
im  23.  Artikel:  »Qui  autem  artem  mechanicam  qualem- 
cunque  sub  forma  famuli  vel  servi  exercere  voluerit, 
solvet  quolibet  anno  XII  denarios  de  exercitione  sua.« 

Ein  fundamentaler  Ünterschied  liegt  in  der  Aus- 
dehnung der  niederländischen  Akzise  auf  das  Land. 
Das  war  auch  das  Ziel  der  Kurfürsten  Georg  Wilhelm 
und  Friedrich  Wilhelm  gewesen,  sie  hatten  es  aber  in- 
folge des  unüberwindlichen  Widerstandes  der  Ritter- 
schaft nicht  durchsetzen  können. 

In  der  Erhebungsart  der  Steuer  zeigt  sich  eine 
ebenso  tiefgehende  Verschiedenheit.  Das  niederländische 
Verpachtungssystem  war  auch  in  der  Kurmark  erwogen 
worden.  Noch  im  Jahre  1659,  nach  der  verunglückten 
Akziseerhebung  in  Berlin,  hatte  der  Niederländer  Gerhard 
Dieckmann  dem  Kurfürsten  versichert,  er  wolle  sich 
verpflichten,  vier-,  ja  achtmal  so  viel  und  mehr  zu 
liefern,  wenn  ihm  Einrichtung  und  Erhebung  der  Akzise 
übertragen  würde.  Jetzt  habe  man  die  Sache  falsch 
angefangen,  man  habe  gewissermaßen  die  Pferde  hinter 
den  Wagen  gespannt;  er  würde  vor  allen  Dingen  die 
Akzise  verpachten , wie  es  in  Holland  üblich  sei  ^). 
Durchgedrungen  ist  aber  dieser  Vorschlag  nicht. 

1)  Acdjnsbrief  van  Haarlem,  in  1274  door  Floris  V.  ver- 
leened  of  ontworpen.  Herausgegeben  von  j.  de  Wal.  Leyden 
1856. 

2)  Rep.  21.  35  b.  Schreiben  Herrn  Dickmanns  an  den  Kur- 
fürsten. 5./ 15.  März  1659. 
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Die  niederländische  Akziseordnung  enthält  außer 
den  oben  angeführten  noch  drei  »Spezien«. 

Zunächst  »het  Recht  van’t  kleyne  Zegel«,  Stempel- 
papier. Diese  Abgabe  war  seit  1682  auch  in  der  Kur- 
mark eingeführt.  Vielleicht  geht  die  Anregung  dazu 
auch  auf  Gerhard  Dieckmann  zurück ‘). 

Es  folgt  in  der  Akziseordnung  der  »Impost  van 
den  100.  50.  en  25.  Penninck«.  Eine  Abgabe  von  allen 
Verkäufen,  Verpfändungen,  Belehnungen  und  Veräuße- 
rungen von  unbeweglichen  Erbschaften  und  Gütern, 
ferner  von  allen  Kapitalien,  Hypotheken  und  Schuld- 
verschreibungen. 

Einheimische  mußten  den  50.,  Ausländer  den  25. 
Pfennig  zahlen. 

Endlich  soll  nach  der  niederländischen  Akzise- 
ordnung noch  ein  »Veer-ofte  Passagie  Geld«  erhoben 
werden,  eine  von  Schiffern,  Kutschern,  Karrenführern 
an  Fähren  oder  Plätzen  erhobene  Abgabe. 

Diese  Steuer  war  wohl  hauptsächlich  auf  die  vielen 
künstlichen  Wasserstraßen  der  Niederlande  berechnet 
und  konnte  wohl  auch  nur  hier  ertragreich  sein. 

1)  Meinardus  IV.  579/80.  Bericht  der  Geheimen  Räte  an 
den  Kurfürsten  7./17.  Sept.  1652.  Der  Kurfürst  solle  sich  daran 
erinnern,  »was  Dieckmann  in  Erkaufung  des  ganz  unnötigen  und 
ganz  untüchtigen  Papiers  vor  Schuld  gemacht«. 
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Kurf.  Lizente  in  den  Städten  auf  allerhand  Fleisch,  Bier 
und  Brot.  19.  Juli  1631.  Druckblatt. 

Geheimes  Staats-Archiv:  Berlin.  Rep.  21.  35a. 

Wir  Georg  Wilhelm , von  Gottes  Gnaden  Markgraf  zu 
Brandenburg  u.  s.  w.  bekennen  hiermit  für  jedermänniglich,  als 
kurz  verwichener  Tage  auf  unser  Erfordern  die  Abgeordneten  aus 
unsern  Städten  der  Mittel-  und  Uckermark,  auch  Prignitz  und 
Grafschaft  Ruppin,  allhier  beisammen  gewesen  und  von  deme, 
\yie  dasjenige,  so  zu  ihrem  Teile  zur  Aufbringung  der  jetzo  ins 
ganze  Land  ausgeschriebenen  und  zur  Befriedigung  der  Kön. 
Würd.  in  Schweden,  und  Unterhaltung  unserer  allbereit  in  Dienst 
habenden  und  noch  ferner  hinzukommenden  Soldatesca  unver- 
meidlich erfürderten  monatlichen  Sechszig  Tausend  Thalern  zu- 
getragen werden  muß,  zu  Haufe  zu  schaffen,  geredet  worden. 
Sich  aber  bei  allen  Nachsinnen,  sintemal  die  meisten  Städte 
durch  die  langgewerte  Contributiones,  Einquartierungen  und  an- 
dere Kriegspressuren  dermaßen  erschöpfet  und  von  Bürgerschaft 
entblößet,  daß  ihnen,  wann  nach  alter  Verfassung  und  Quolisation, 
auch  bishero  gebrauchter  Anlage  auf  die  Häuser  verfahren  werden 
sollte,  das  Ihrige  zuwege  zu  bringen  unmüglich,  kein  ander  und 
bequemer  Mittel  gefunden  und  bedacht  werden  können,  als  daß 
ihnen  zugelassen  würde,  auf  etzliche  Sachen,  so  teils  bei  ihnen 
konsumiert,  teils  von  dannen  ausgeführt  werden,  ein  gewisses 
Geld  zu  schlagen  und  aufzusetzen. 

Daß  wir  ihnen  demnach  aus  besonderen  Gnaden  und  mit 
gutem  Wohlbedacht  vergönnet  und  zugelassen.  Vergönnen  und 
lassen  auch  zu  kraft  dieses,  daß  sie  von  nun  an  hinfort,  so  lange 
die  obberührte  mcnatliche  Sechzig  Tausend  Thaler  ausgebracht 
werden  müssen,  von  jedem  Pfunde  Rind-  Kühe-  Schweinen- 
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Kalb-  Hammel-  Schaf-  und  Säugerfleisch,  so  entweder  im  Schämen 
geschlachtet  und  verkauft,  oder  sonsten  jemand  in  seinem  Hause, 
er  habe  es  bei  sich  selbsten,  oder  von  andern  erlanget,  schlachten 
lasset  (doch  daß  Kaldaunen,  Geschlinge,  Gekröse,  auch  Kopf  und 
Füße  nicht  mit  gewogen  werden  dürfen)  ein  guter  Pfennig,  deren 
zwelf  einen  Silbergroschen  wert. 

Und  dann  ferner  von  jedem  halben  Brauen  Bier,  wie  allhier 
gebrauen  wird,  über  die  gewöhnliche  Ziese  zwene  Thaler. 

Von  jedem  Scheffel  Roggen  und  Weizen,  so  gemahlen  wird, 
über  das,  was  bishero  davon  gegeben  worden,  einen  Silber- 
groschen. Von  einem  Eimer  Rheinischen  und  andere  frembde 
Weine,  so  in  den  Städten  ganz  verkauft  oder  ausgeschenket  wird, 
imgleichen  6 Silbergroschen.  Von  jedem  Tuche,  so  außer  Landes 
geführt  wird,  drei  Silbergroschen.  Von  jedem  leichten  Stein 
Wolle  zu  II  g.,  so  von  Bürgern  und  Handelsleuten  außer  Landes 
verführet  wird,  einen  Silbergroschen. 

Und  dann  letzlich  von  einem  Haufen  Birken,  Eichen  und 
Ellern  Holz  6 Silbergroschen.  Von  einem  Haufen  Fichten  aber 
fünf  Silbergroschen,  haben  und  einnehmen  mügen. 

Es  soll  auch  hiervon  Niemand,  er  sei  wes  Standes  er  wolle, 
habe  Officia,  dignitates,  privilegia  und  exemtiones  wie  er  müge, 
so  in  Städten  häußlich  gesessen  oder  sich  sonsten  aufhält,  befreit 
sein.  Sondern  ein  jeder  soll  das  Seinige  richtig  und  ohne  Fehl 
und  Mangel  hergeben,  oder  der  Strafen,  davon  unten  Meldung 
geschehen  soll,  ohne  allen  Nachlaß  gewertig  sein. 

Jedoch  so  viel  die  Wolle  betrifft,  sollen  die  vom  Adel, 
wann  sie  dieselbe  unverkauft  für  sich  seihest  herbrachter  Maßen 
verführen  lassen  wollen,  mit  dem  Groschen  für  jeden  Stein  gar 
nicht  beleget  werden,  nur  daß  es  auch  damit  richtig  zugehe  und 
kein  Kaufmann  oder  ander  Bürger  darunter  stecke,  daß  ihme  die 
Wolle  zugesaget  sei  und  nur  die  Liefferung  an  frembdem  Orte 
geschehen  solle.  Dann  solches  gereichete  zur  Verkürtzung  dieser 
unserer  Bewilligung,  welche  wir  nicht  verhengen  können.  So 
soll  auch  umb  des  geringen  Aufsatzes  Willen,  welcher  aufs  Quart 
fast  wenig  austräget,  das  Bier  nicht  teurer  als  sonsten  geschenkt 
werden. 

Und  weil  selten  der  Obrigkeit  Gebote  oder  Ordnungen,  wie 
gut  und  gemeinnützlich  sie  auch  seind,  in  gehorsamer  Acht  von 
allen  , so  daran  gebunden , genommen  und  gehalten  werden. 
Sondern  sich  gemeiniglich  solche  Leute  finden,  die  aus  gar  zu 
großen  Eigennutz,  oder  auch  bloßen  Ungehorsamb  und  Wider- 
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setzlichkeit  dieselbe  übertreten  und  brechen,  wo  nicht  gewisse 
Strafen  dabei  gefüget  und  dieselbe  ernstlich  exequieret  werden. 

So  haben  wir  es  ferner  dahin  verordnet,  daß  alle  und  jede, 
sie  haben  Nahmen  wte  sie  wollen,  so  dieser  Unserer  Konzession 
zuwider  handeln,  bei  dem  Fleische  für  jeden  Pfennig  und  bei 
den  anderen  Sachen  allen  für  jeden  Groschen,  so  sie  unter- 
schlagen, und  nicht  richtig  bezahlen  werden,  einen  Thaler  zur 
Strafe  verwirket  haben  und  unnachlässig  erlegen  sollen.  Von 
welcher  Strafe  uns  ein  Dritteil  berechnet,  das  ander  Dritteil  dem 
Rat  gelassen  und  das  Übrige  denen,  so  bei  dem  Werke  sitzen 
und  die  Einnahme  bestellen,  zur  Erweckung  und  Belohnung  ihres 
Fleisses  und  genauer  Aufsicht  abgefolget  werden  soll. 

Damit  es  auch  mit  der  Einnahme  und  Ausgabe  desto  rich- 
tiger hernacher  gehe,  sollen  darzu  drei  Personen,  als  einer  aus 
den  Mitteln  des  Rats,  einer  aus  der  Bürgerschaft,  welche  beide 
hierzu  sonderbar  zu  vereiden  sind,  und  dann  unser  Zöllner  oder 
Ziesemeister,  so  jedes  Orts  sein  mag,  darzu  gebraucht  werden, 
welche  alle  die  absonderliche  Rechnung  halten  und  auf  alle  Unter- 
schleife fleissige  Achtung  geben,  auch  selbsten  keinen  dabei  ver- 
üben, sonderlich  aber  darauf  sehen  sollen,  daß  die  Gelder,  so 
von  dieser  Anlage  einkommen,  ganz  absonderlich  aufbehalten  und 
verwahret,  keinesweges  aber  unter  andere  Einnahmen  gemenget, 
weniger  zu  anderen  Ausgaben,  als  zur  Abführung  und  Entrichtung 
dieser  Cohtribution  verwendet  und  gebraucht  werden. 

Sollten  sie  auch,  wider  alles  unser  besseres  Verhoffen,  es 
anders  damit  halten,  wollen  wir  sie  mit  harter  exemplarischer 
Strafe  unausbleiblich  zu  belegen  wissen. 

Zur  gemeinen  Legestadt  benennen  wir  hiermit  unsere  Stadt 
Berlin,  daselbsten  ein  Kasten  gesetzet,  in  welchem  alles  Geld 
gebracht  und  geleget  werden  soll.  Wobei  wir  unsers  teils  einen 
Einnehmer  verordnen  wollen,  welches  auch  die  Städte  tun  mögen. 
Doch  daß  es  zu  mehrerer  Verhütung  aller  Unrichtigkeit  ein 
solcher  sei,  der  mit  anderen  ihren  gemeinen  Geldsachen  nichts 
zu  tun  habe. 

Und  soll  ein  jeder  derselben  Einnehmer  Quartaliter  zwanzig 
Thaler  zur  Recompens  zu  gewarten  haben. 

Würden  wir  es  auch  künftig  not  zu  sein  befinden,  oder  er- 
innert werden,  wollen  wir  noch  einen  sonderbahren  Visitatoren 
verordnen,  der  in  die  Städte  herumb  ziehen,  fleißig  inquirieren, 
die  Register  kollationieren  und  auf  alles  gute  Achtung  geben  soll. 


Wofür  wir  ihmc  als  dann  auch  eine  billige  Belohnung  benennen 
wollen. 

Wann  auch  derselbe,  oder  die  beiden  Einnehmer  bei  dem 
allgemeinen  Kasten,  oder  einer  von  ihnen.  Jemanden  beträte,  der 
Untreu  und  Unterschleif  gebrauchet  und  von  den  Partikular  Ein- 
nehmern nicht  allbereit  betroffen  und  angezeiget  worden  wäre, 
soll  nicht  denselben,  sondern  denen,  oder  demjenigen,  von 
welchem  die  Ungebühr  vermerket  und  angemeldet  wird,  der  ob- 
gedachte dritte  Teil  der  Strafe  gefolget  werden. 

Mit  dem  gemeinen  Kasten  hat  es  sonsten  auch  ferner  diese 
Meinung,  daß  zwar  alles  ohn  einiges  Ansehen  der  Quoten,  so 
auf  jeder  Stadt,  gemachter  Austeilung  nach,  kommet,  dahinnein 
gebracht,  auch  so  lange  daselbst  etwas  verbanden,  solches  an 
das  gemeine  Werk  gewendet  werden,  und  also  auch  denen 
Städten,  so  ihre  Quotam  durch  die  obstehende  Mittel  nicht  er- 
reichen, worunter  sie  doch  gleichwohl  allen  Mensch-  und  müg- 
lichen  Fleiß  anzukehren  haben,  mit  zu  Oute  kommen  soll. 

Wann  aber  im  Kasten  nichts  mehr  wäre,  und  eine  oder  die 
andere  Stadt  hätte  ihre  gebührende  quotam  durch  diese  gemeine 
Anlage  nicht  erreichet,  soll  sie  schuldig  sein,  durch  andere  Wege 
solche  zu  erfüllen.  Und  bleiben  diejenigen  Städte,  so  das  Ihrige 
vor  voll  oder  auch  mehr  (dann  es  soll  das  Geringste  von  diesen 
Gefällen  bei  höchster  unserer  Ungnade  und  Strafe  nicht  hinter- 
halten  werden,  wann  sie  auch  noch  einsten  so  viel,  als  der  Stadt, 
darin  sie  gesamblet  werden,  Quota  ist,  austrüge)  eingebracht, 
damit  allerdinges  unbeschweret. 

Da  auch  in  einer  oder  anderer  Stadt  den  schwedischen 
Offizierern,  so  wir  dahin  weisen  möchten,  etwas  ausgezahlet 
würde,  sollen  derselben  Quittungen  anstatt  bahres  Geldes  bei 
dem  Kasten  allhier  angenommen  werden. 

Hierauf  gebieten  wir  nun  ernstlich  und  wollen,  daß  alle 
und  jede  Einwohner  der  Städte,  oder  die  sich  sonsten  darin  auf- 
halten, zehren,  Nahrung  treiben,  kaufen  und  verkaufen,  und  in 
Summa  all  die,  welche  diese  unsere  Konzession  angehet  und  be- 
trifft, deme  allem,  was  obstehet,  unverwidert  und  gehorsamlich 
nachkommen.  Sonderlich  aber  die  Bürgerschaften  sich  dieses 
wegen  wieder  den  Magistrat  durchaus  nicht  setzen,  oder  darüber 
murren  und  unwillig  sein,  sondern  es  anders  nicht,  als  wohl  und 
zu  ihrem  Besten  gemeinet  aufnehmen  sollen,  so  lieb  einem  jeden 
ist,  unsere  Ungnade  und  nach  Befindung  ernste  und  strenge 
Animadversion  zu  vermeiden. 
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Wir  behalten  Uns  auch  schließlich  bevor,  alle  Monat,  oder 
so  oft  es  Uns  gefällig  sein  wird,  Rechnung  von  den  gemeinen 
und  sonderbahren  Einnehmern  zu  fordern,  die  sie  Uns  denn  auch 
allemal  abzulegen  schüldig  sein  sollen. 

Zu  Urkund  haben  wir  diese  unsere  Konzession  mit  eigener 
Hand  unterschrieben  und  unser  größer  Insiegel  darauf  zudrucken, 
wohlwissender  Dinge  befohlen. 

Geschehen  und  geben  zu  Cölln  an  der  Spree  am  19.  Tage 
des  Monats  Juli,  im  Jahre  Christi  1631. 


Lebenslauf. 

Ich,  Johannes  Gustav  Tancre,  evangelisch-luthe- 
rischer Konfession,  wurde  am  1.  Februar  1885  zu  Anklam 
in  Pommern  geboren.  Nachdem  ich  Ostern  1905  das 
Reifezeugnis  auf  dem  Gymnasium  meiner  Heimatstadt 
erworben  hatte,  widmete  ich  mich  dem  Studium  der 
I Geschichte,  Germanistik  und  Geographie,  zwei  Semester 

|i  in  Berlin,  seit  Ostern  1906  in  Göttingen. 

I In  Berlin  nahm  ich  an  Vorlesungen  und  Übungen 

teil  bei  den  Herrn  Dozenten : Delbrück,  Krabbo,  R.  Leh- 
I mann,  Ed.  Meyer,  R.  M.  Meyer,  Riehl,  Roethe,  E.  Schmidt, 

R.  Schmitt,  Wentzel;  in  Göttingen  bei  den  Herrn  Do- 
f zenten : Borchling,  Brandi,  Brecht,  Busolt,  M.  Lehmann, 

Mollwo,  G.  E.  Müller,  Schröder,  Stein,  Wackernagel, 
Wagner,  Weißenfels. 

I Allen  meinen  Lehrern,  besonders  Herrn  Geh.  Reg.- 

■j 

& Rat  Prof.  Dr.  Lehmann,  auf  dessen  Anregung  und  durch 

dessen  Förderung  und  Unterstützung  diese  Arbeit  ent- 
^ standen  ist,  spreche  ich  meinen  herzlichsten  Dank  aus. 

I Auch  der  Leitung  des  Kgl.  Geh.  Staatsarchivs  in  Berlin, 

['  sowie  Herrn  Archivar  Dr.  Klinkenborg,  dessen  freund- 

I liches  Entgegenkommen  mir  die  Benutzung  der  Archi- 

I valien  wesentlich  erleichterte,  bin  ich  zu  aufrichtigstem 

1 Danke  verpflichtet. 


■f 


